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1. ABSCHNITT 
 

Aufgabe von Umweltverträglichkeitsprüfung und Bürgerbeteiligung 
 

§ 1. (1) Aufgabe der Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) ist es, unter Beteiligung der Öffentlichkeit auf 
fachlicher Grundlage 

1.  die unmittelbaren und mittelbaren Auswirkungen festzustellen, zu beschreiben und zu bewerten, die ein 
Vorhaben 

 a) auf Menschen, Tiere, Pflanzen und deren Lebensräume, 
 b) auf Boden, Wasser, Luft und Klima, 
 c) auf die Landschaft und 
 d) auf Sach- und Kulturgüter  

hat oder haben kann, wobei Wechselwirkungen mehrerer Auswirkungen untereinander miteinzubeziehen 
sind, 

2.  Maßnahmen zu prüfen, durch die schädliche, belästigende oder belastende Auswirkungen des Vorhabens 
auf die Umwelt verhindert oder verringert oder günstige Auswirkungen des Vorhabens vergrößert wer-
den, 

3.  die Vor- und Nachteile der vom Projektwerber/von der Projektwerberin geprüften Alternativen sowie die 
umweltrelevanten Vor- und Nachteile des Unterbleibens des Vorhabens darzulegen und 

4.  bei Vorhaben, für die gesetzlich die Möglichkeit einer Enteignung oder eines Eingriffs in private Rechte 
vorgesehen ist, die umweltrelevanten Vor- und Nachteile der vom Projektwerber/von der Projektwerberin 
geprüften Standort- oder Trassenvarianten darzulegen. 

 
(2) Durch dieses Bundesgesetz wird die Richtlinie 85/337/EWG des Rates vom 27. Juni 1985 über die Um-

weltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten öffentlichen und privaten Projekten, ABl. Nr. L 175/40 vom 5. Juli 
1985 in der Fassung der Änderungsrichtlinie Nr. 97/11/EG vom 3. März 1997, ABl. Nr. L 073/5 vom 14. März 
1997, umgesetzt. 
 
 

Begriffsbestimmungen 
 

§ 2. (1) Mitwirkende Behörden sind jene Behörden, die nach den Verwaltungsvorschriften 
1.  für die Genehmigungen oder Überwachung des Vorhabens zuständig wären, wenn für das Vorhaben 

nicht eine Umweltverträglichkeitsprüfung nach diesem Bundesgesetz durchzuführen wäre, 
2.  für die Überwachung der Anlage zuständig sind oder 
3. an den jeweiligen Verfahren zu beteiligen sind. 
 
(2) Vorhaben ist die Errichtung einer Anlage oder ein sonstiger Eingriff in Natur und Landschaft unter Ein-

schluss sämtlicher damit in einem räumlichen und sachlichen Zusammenhang stehender Maßnahmen. Ein Vor-
haben kann eine oder mehrere Anlagen oder Eingriffe umfassen, wenn diese in einem räumlichen und sachli-
chen Zusammenhang stehen.  

 
(3) Als Genehmigungen gelten die in den einzelnen Verwaltungsvorschriften für die Zulässigkeit der Aus-

führung eines Vorhabens vorgeschriebenen behördlichen Akte oder Unterlassungen, wie insbesondere Geneh-
migungen, Bewilligungen oder Feststellungen.  
 

(4) Umweltanwalt ist ein Organ, das vom Bund oder vom betroffenen Land besonders dafür eingerichtet 
wurde, um den Schutz der Umwelt in Verwaltungsverfahren wahrzunehmen. 
 

(5) Kapazität ist die genehmigte oder beantragte Größe oder Leistung eines Vorhabens, die bei Angabe eines 
Schwellenwertes im Anhang 1 in der dort angegebenen Einheit gemessen wird. Anlage ist in diesem Zusam-
menhang eine örtlich gebundene Einrichtung oder eine in engem räumlichen und sachlichen Zusammenhang 
stehende Gesamtheit solcher Einrichtungen, die einem im Anhang 1 angeführten Zweck dient. 
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Gegenstand der Umweltverträglichkeitsprüfung 
 

§ 3. (1) Vorhaben, die in Anhang 1 angeführt sind, sowie Änderungen dieser Vorhaben sind nach Maßgabe 
der folgenden Bestimmungen einer Umweltverträglichkeitsprüfung zu unterziehen. Für Vorhaben, die in Spalte 
2 und 3 des Anhanges 1 angeführt sind, ist das vereinfachte Verfahren durchzuführen. Im vereinfachten Verfah-
ren sind § 3a Abs. 2, § 6 Abs. 1 Z 1 lit. d bis f, § 7 Abs. 2, § 12, § 13 Abs. 2, § 16 Abs. 2,  § 20 Abs. 5 und § 21 
nicht anzuwenden, stattdessen sind die Bestimmungen des § 3a Abs. 3, § 7 Abs. 3, § 12a  und § 19 Abs. 2 an-
zuwenden. 
 

(2) Bei Vorhaben des Anhanges 1, die die dort festgelegten Schwellenwerte nicht erreichen oder Kriterien 
nicht erfüllen, die aber mit anderen Vorhaben in einem räumlichen Zusammenhang stehen und mit diesen ge-
meinsam den jeweiligen Schwellenwert erreichen oder das Kriterium erfüllen, hat die Behörde im Einzelfall 
festzustellen, ob auf Grund einer Kumulierung der Auswirkungen mit erheblichen schädlichen, belästigenden 
oder belastenden Auswirkungen auf die Umwelt zu rechnen und daher eine Umweltverträglichkeitsprüfung für 
das geplante Vorhaben durchzuführen ist. Eine Einzelfallprüfung ist nicht durchzuführen, wenn das beantragte 
Vorhaben eine Kapazität von weniger als 25 % des Schwellenwertes aufweist. Bei der Entscheidung im Einzel-
fall sind die Kriterien des Abs. 4 Z 1 bis 3 zu berücksichtigen, Abs. 7 ist anzuwenden. Die Umweltverträglich-
keitsprüfung ist im vereinfachten Verfahren durchzuführen. 
 

(3) Wenn ein Vorhaben einer Umweltverträglichkeitsprüfung zu unterziehen ist, sind die nach den bundes- 
oder landesrechtlichen Verwaltungsvorschriften, auch soweit sie im eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde zu 
vollziehen sind, für die Ausführung des Vorhabens erforderlichen materiellen Genehmigungsbestimmungen von 
der Behörde (§ 39) in einem konzentrierten Verfahren mit anzuwenden (konzentriertes Genehmigungsverfah-
ren).   

 
(4) Bei Vorhaben, für die in Spalte 3 des Anhanges 1 ein Schwellenwert in bestimmten schutzwürdigen Ge-

bieten festgelegt ist, hat die Behörde bei Zutreffen dieses Tatbestandes im Einzelfall zu entscheiden, ob zu er-
warten ist, dass unter Berücksichtigung des Ausmaßes und der Nachhaltigkeit der Umweltauswirkungen der 
schützenswerte Lebensraum (Kategorie B des Anhanges 2) oder der Schutzzweck, für den das schutzwürdige 
Gebiet (Kategorie A, C und D des Anhanges 2) festgelegt wurde, wesentlich beeinträchtigt wird. Bei dieser 
Prüfung sind schutzwürdige Gebiete der Kategorie A, C oder D des Anhanges 2 nur zu berücksichtigen, wenn 
sie am Tag der Einleitung des Verfahrens ausgewiesen oder in die Liste der Gebiete mit gemeinschaftlicher 
Bedeutung (Kategorie A des Anhanges 2) aufgenommen sind. Ist mit einer solchen Beeinträchtigung zu rech-
nen, ist eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen. Abs. 7 (Feststellungsverfahren) ist anzuwenden. Bei 
der Entscheidung im Einzelfall hat die Behörde folgende Kriterien zu berücksichtigen: 

1. Merkmale des Vorhabens (Größe des Vorhabens, Kumulierung mit anderen Vorhaben, Nutzung der na-
türlichen Ressourcen, Abfallerzeugung, Umweltverschmutzung und Belästigungen, Unfallrisiko), 

2. Standort des Vorhabens (ökologische Empfindlichkeit unter Berücksichtigung bestehender Landnutzung, 
Reichtum, Qualität und Regenerationsfähigkeit der natürlichen Ressourcen des Gebietes, Belastbarkeit 
der Natur), 

3. Merkmale der potentiellen Auswirkungen des Vorhabens auf die Umwelt (Ausmaß der Auswirkungen, 
grenzüberschreitender Charakter der Auswirkungen, Schwere und Komplexität der Auswirkungen, 
Wahrscheinlichkeit von Auswirkungen, Dauer, Häufigkeit und Reversibilität der Auswirkungen) sowie 
Veränderung der Auswirkungen auf die Umwelt bei Verwirklichung des Vorhabens im Vergleich zu der 
Situation ohne Verwirklichung des Vorhabens. Bei Vorhaben der Spalte 3 des Anhanges 1 ist die Verän-
derung der Auswirkungen im Hinblick auf das schutzwürdige Gebiet maßgeblich. 
    

(5) Der Bundesminister/die Bundesministerin für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft 
kann mit Verordnung nähere Einzelheiten über die Durchführung der Einzelfallprüfung gemäß Abs. 4 und ge-
mäß § 3a Abs. 1 bis 3 regeln.  

 
(6) Vor Abschluss der Umweltverträglichkeitsprüfung oder der Einzelfallprüfung dürfen für Vorhaben, die 

einer  Prüfung gemäß Abs. 1, 2 oder 4 unterliegen, Genehmigungen nicht erteilt werden und kommt nach 
Verwaltungsvorschriften getroffenen Anzeigen vor Abschluss der Umweltverträglichkeitsprüfung keine 
rechtliche Wirkung zu. Entgegen dieser Bestimmung erteilte Genehmigungen können von der gemäß § 40 Abs. 
3 zuständigen Behörde innerhalb einer Frist von 3 Jahren als nichtig erklärt werden. 
 

(7) Die Behörde hat auf Antrag des Projektwerbers/der Projektwerberin, einer mitwirkenden Behörde oder 
des Umweltanwaltes festzustellen, ob für ein Vorhaben eine Umweltverträglichkeitsprüfung nach diesem Bun-
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desgesetz durchzuführen ist und welcher Tatbestand des Anhanges 1 oder des § 3a Abs. 1 bis 3 durch das Vor-
haben verwirklicht wird. Diese Feststellung kann auch von Amts wegen erfolgen. Die Entscheidung ist in erster 
und zweiter Instanz jeweils innerhalb von sechs Wochen mit Bescheid zu treffen. Parteistellung haben der Pro-
jektwerber/die Projektwerberin, die mitwirkenden Behörden, der Umweltanwalt und die Standortgemeinde. Vor 
der Entscheidung ist das wasserwirtschaftliche Planungsorgan zu hören. Der wesentliche Inhalt der Entschei-
dungen einschließlich der wesentlichen Entscheidungsgründe sind von der Behörde in geeigneter Form kund-
zumachen oder zur öffentlichen Einsichtnahme aufzulegen. 
 

(8) Der Bundesminister/die Bundesministerin für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft 
kann durch Verordnung jene Gebiete (Kategorie D des Anhanges 2) des jeweiligen Bundeslandes festlegen, in 
denen die Immissionsgrenzwerte des Immissionsschutzgesetz-Luft, BGBl. I Nr. 115/1997, wiederholt oder auf 
längere Zeit überschritten werden.  

 
 

Änderungen 
 

§ 3a. (1) Änderungen von Vorhaben, für die in Anhang 1 ein Änderungstatbestand festgelegt ist, sind einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung zu unterziehen, wenn dieser Tatbestand erfüllt ist und die Behörde im Einzelfall 
feststellt, dass durch die Änderung mit erheblichen schädlichen, belästigenden oder belastenden Auswirkungen 
auf die Umwelt im Sinn des § 1 Z 1 zu rechnen ist. 
 

(2) Für Änderungen sonstiger  in Spalte 1 des Anhanges 1 angeführten Vorhaben ist eine Umweltverträg-
lichkeitsprüfung durchzuführen, wenn  

1. der Schwellenwert in Spalte 1 durch die bestehende Anlage bereits erreicht ist oder bei Verwirklichung 
der Änderung erreicht wird und durch die Änderung eine Kapazitätsausweitung von mindestens 50 % 
dieses Schwellenwertes erfolgt oder 

2.   eine Kapazitätsausweitung von mindestens 50 % der bisher genehmigten Kapazität des Vorhabens er-
folgt, falls in Spalte 1 des Anhanges 1 kein Schwellenwert angeführt ist, 

und die Behörde im Einzelfall feststellt, dass durch die Änderung mit erheblichen schädlichen, belästigenden 
oder belastenden Auswirkungen auf die Umwelt im Sinne des § 1 Z 1 zu rechnen ist. 
 

(3) Für Änderungen sonstiger in Spalte 2 oder 3 des Anhanges 1 angeführten Vorhaben ist eine Umweltver-
träglichkeitsprüfung nach dem vereinfachten Verfahren durchzuführen, wenn  

1. der in Spalte 2 oder 3 festgelegte Schwellenwert durch die bestehende Anlage bereits erreicht ist oder 
durch die Änderung erreicht wird und durch die Änderung eine Kapazitätsausweitung von mindestens 
50 % dieses Schwellenwertes erfolgt oder 

2.  eine Kapazitätsausweitung von mindestens 50 % der bisher genehmigten Kapazität des Vorhabens er-
folgt, falls in Spalte 2 oder 3 kein Schwellenwert festgelegt ist, 

und die Behörde im Einzelfall feststellt, dass durch die Änderung mit erheblichen schädlichen, belästigenden 
oder belastenden Auswirkungen auf die Umwelt im Sinne des § 1 Z 1 zu rechnen ist. 
 

(4) Bei der Feststellung im Einzelfall gemäß Abs. 1 bis 3 hat die Behörde die in § 3 Abs. 4 Z 1 bis 3 ange-
führten Kriterien zu berücksichtigen. § 3 Abs. 7 ist anzuwenden. 
 

(5) Soweit nicht eine abweichende Regelung in Anhang 1 getroffen wurde, ist für die Beurteilung der UVP-
Pflicht eines Änderungsprojektes gemäß Abs. 1 bis 3 die Summe der innerhalb der letzten 5 Jahre genehmigten 
kapazitätserweiternden Änderungen einschließlich der beantragten Kapazitätsausweitung heranzuziehen, wobei 
die beantragte Änderung eine Kapazitätsausweitung von mindestens 25 % des Schwellenwertes oder, wenn kein 
Schwellenwert festgelegt ist, der bisher genehmigten Kapazität erreichen muss. 
 

(6) Bei Änderungen von Vorhaben des Anhanges 1, die die in Abs. 1 bis 5 angeführten Schwellenwerte nicht 
erreichen oder Kriterien nicht erfüllen, die aber mit anderen Vorhaben in einem räumlichen Zusammenhang 
stehen und mit diesen gemeinsam den jeweiligen Schwellenwert oder das Kriterium des Anhanges 1 erreichen 
oder erfüllen, hat die Behörde im Einzelfall festzustellen, ob auf Grund einer Kumulierung der Auswirkungen 
mit erheblichen schädlichen, belästigenden oder belastenden Auswirkungen auf die Umwelt zu rechnen und 
daher eine Umweltverträglichkeitsprüfung für die geplante Änderung durchzuführen ist. Eine Einzelfallprüfung 
ist nicht durchzuführen, wenn das beantragte Vorhaben eine Kapazität von weniger als 25 % des Schwellenwer-
tes aufweist. Bei der Entscheidung im Einzelfall sind die Kriterien des § 3 Abs. 4 Z 1 bis 3 zu berücksichtigen, § 
3 Abs. 7 ist anzuwenden. Die Umweltverträglichkeitsprüfung ist im vereinfachten Verfahren durchzuführen. 
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(7) Die Genehmigung der Änderung hat auch das bereits genehmigte Vorhaben soweit zu umfassen, als es 
wegen der Änderung zur Wahrung der in § 17 Abs. 1 bis 5 angeführten Interessen erforderlich ist. 

 
(8) Für Maßnahmen, die Gegenstand eines verwaltungsrechtlichen Anpassungs- oder Sanierungsverfahrens 

sind, ist keine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen. Für darüber hinausgehende Maßnahmen gelten 
die Abs. 1 bis 6 sinngemäß. 
 
 

2. ABSCHNITT 
 

UMWELTVERTRÄGLICHKEITSPRÜFUNG 
UND KONZENTRIERTES GENEHMIGUNGSVERFAHREN 

 
Vorverfahren 

 
§ 4. (1) Auf Antrag des Projektwerbers/der Projektwerberin ist ein Vorverfahren durchzuführen. Dem An-

trag sind eine Darlegung der Grundzüge des Vorhabens und ein Konzept für die Umweltverträglichkeitserklä-
rung anzuschließen. 
 

(2) Die Behörde hat gegenüber dem Projektwerber/der Projektwerberin zu den Unterlagen gemäß Abs. 1     
ehestmöglich, spätestens aber drei Monate nach deren Einlangen, nach Beiziehung der mitwirkenden Behörden 
und allenfalls auch Dritter Stellung zu nehmen. Dabei sind insbesondere offensichtliche Mängel des Vorhabens 
oder des Konzeptes für die Umweltverträglichkeitserklärung (§ 6) aufzuzeigen und voraussichtlich zusätzlich 
erforderliche Angaben in der Umweltverträglichkeitserklärung anzuführen. 

  
 

Einleitung der Umweltverträglichkeitsprüfung 
 

§ 5. (1) Der Projektwerber/die Projektwerberin eines Vorhabens, für das gemäß §§ 3 oder 3a eine Umwelt-
verträglichkeitsprüfung durchzuführen ist, hat bei der Behörde einen Genehmigungsantrag einzubringen, der die 
nach den Verwaltungsvorschriften für die Genehmigung des Vorhabens erforderlichen Unterlagen und die Um-
weltverträglichkeitserklärung in der jeweils erforderlichen Anzahl enthält. Der Projektwerber/die Projektwerbe-
rin hat auch anzugeben, ob und in welcher Weise er/sie die Öffentlichkeit vom Vorhaben informiert hat. Pro-
jektunterlagen, die nach Auffassung des Projektwerbers/der Projektwerberin Geschäfts- oder Betriebsgeheim-
nisse enthalten, sind besonders zu kennzeichnen. 
 

(2) Fehlen im Genehmigungsantrag Unterlagen gemäß Abs. 1 oder sind die Angaben in der Umweltverträg-
lichkeitserklärung unvollständig, so hat die Behörde, auch wenn sich dies erst im Zuge des Genehmigungsver-
fahrens ergibt, dem Projektwerber/der Projektwerberin gemäß § 13 Abs. 3 AVG die Ergänzung des Genehmi-
gungsantrages oder der Umweltverträglichkeitserklärung aufzutragen.  

 
(3) Die Behörde hat unverzüglich den mitwirkenden Behörden den Genehmigungsantrag, die sie betreffen-

den Projektunterlagen und die Umweltverträglichkeitserklärung zur Stellungnahme zu übermitteln. Die Behör-
den gemäß § 2 Abs. 1 Z 1 und 2 haben an der fachlichen und rechtlichen Beurteilung des Vorhabens im erfor-
derlichen Ausmaß mitzuwirken und Vorschläge für die erforderlichen Fachbereiche und jeweiligen Fachgutach-
ter/innen zu erstatten.  

 
(4) Dem Umweltanwalt, der Standortgemeinde sowie dem Bundesminister/der Bundesministerin für Land- 

und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft ist jedenfalls unverzüglich die Umweltverträglichkeitserklä-
rung zu übermitteln. Diese können dazu Stellung nehmen. 

 
(5) Sonstige Formalparteien und Amtsstellen, die nach den anzuwendenden Verwaltungsvorschriften zu 

beteiligen sind, hat die Behörde über das Einlangen des Genehmigungsantrages zu informieren. Sind in den 
anzuwendenden Verwaltungsvorschriften Gutachten ausdrücklich vorgesehen, sind diese einzuholen. 

 
(6) Der Antrag ist in jeder Lage des Verfahrens abzuweisen, wenn sich im Zuge des Verfahrens auf unzwei-

felhafte Weise ergibt, dass das Vorhaben bestimmten Genehmigungsvoraussetzungen in einem Maße zuwider-
läuft, dass diese Mängel durch Auflagen, Bedingungen, Befristungen, Projektmodifikationen oder Ausgleichs-
maßnahmen nicht behoben werden können. 
 



 5

(7) Ergänzend zu § 39 Abs. 2 zweiter Satz AVG kann die Behörde von Amts wegen oder auf Antrag eines 
Projektwerbers/einer Projektwerberin bestimmen, dass für zwei oder mehrere im Anhang 1 angeführte Vorha-
ben, die in einem räumlichen Zusammenhang stehen, die Umweltverträglichkeitsprüfung (Umweltverträglich-
keitsgutachten oder zusammenfassende Bewertung, Stellungnahmen, Konsultationen nach § 10, allfällige öffent-
liche Erörterung) gemeinsam durchzuführen ist. 
 
 

Umweltverträglichkeitserklärung 
 

§ 6. (1) Die Umweltverträglichkeitserklärung hat folgende Angaben zu enthalten: 
1. Beschreibung des Vorhabens nach Standort, Art und Umfang, insbesondere: 

a)  Beschreibung der physischen Merkmale des gesamten Vorhabens einschließlich des Bedarfs an 
Grund und Boden während des Bauens und des Betriebes; 

b) Beschreibung der wichtigsten Merkmale der Produktions- oder Verarbeitungsprozesse, insbesondere 
hinsichtlich Art und Menge der verwendeten Materialien;  

c)  Art und Menge der zu erwartenden Rückstände und Emissionen (Belastung des Wassers, der Luft und 
des Bodens, Lärm, Erschütterungen, Licht, Wärme, Strahlung usw.), die sich aus der Verwirklichung 
und dem Betrieb ergeben;  

d)  die durch das Vorhaben entstehende Immissionszunahme; 
e)  Energiebedarf, aufgeschlüsselt nach Energieträgern; 
f)   Bestanddauer des Vorhabens und Maßnahmen zur Nachsorge sowie allfällige Maßnahmen zur 

Beweissicherung und zur begleitenden Kontrolle.  
2. Eine Übersicht über die wichtigsten anderen vom Projektwerber/von der Projektwerberin geprüften Lö-

sungsmöglichkeiten und Angabe der wesentlichen Auswahlgründe im Hinblick auf die 
Umweltauswirkungen; im Fall des § 1 Abs. 1 Z 4 die vom Projektwerber/von der Projektwerberin 
geprüften Standort- oder Trassenvarianten. 

3. Beschreibung der möglicherweise vom Vorhaben erheblich beeinträchtigten Umwelt, wozu insbesondere 
die Menschen, Tiere, Pflanzen und deren Lebensräume, der Boden, das Wasser, die Luft, das Klima, die 
Landschaft und die Sachgüter einschließlich der Kulturgüter sowie die Wechselwirkungen zwischen die-
sen Schutzgütern gehören. 

4. Beschreibung der möglichen erheblichen Auswirkungen des Vorhabens auf die Umwelt, infolge 
a) des Vorhandenseins des Vorhabens, 
b)  der Nutzung der natürlichen Ressourcen, 
c)  der Emission von Schadstoffen, der Verursachung von Belästigungen und der Art, Menge und Ent-

sorgung von Abfällen  
sowie Angaben über die zur Abschätzung der Umweltauswirkungen angewandten Methoden. 

5. Beschreibung der Maßnahmen, mit denen wesentliche nachteilige Auswirkungen des Vorhabens auf die 
Umwelt vermieden, eingeschränkt oder, soweit möglich, ausgeglichen werden sollen. 

6. Eine allgemein verständliche Zusammenfassung der Informationen gemäß Z 1 bis 5. 
7. Kurze Angabe allfälliger Schwierigkeiten (insbesondere technische Lücken oder fehlende Daten) des 

Projektwerbers/der Projektwerberin bei der Zusammenstellung der geforderten Angaben. 
 
(2) Sind einzelne Angaben nach Abs. 1 für das Vorhaben nicht relevant oder ist deren Vorlage im Hinblick 

auf den Kenntnisstand und die Prüfungsmethoden dem Projektwerber/der Projektwerberin billigerweise nicht 
zumutbar, so kann davon abgesehen werden. Dies ist in der Umweltverträglichkeitserklärung anzuführen und zu 
begründen. § 5 Abs. 2 bleibt unberührt. 
 

(3) Der/die Bundesminister/in für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft kann durch Ver-
ordnung für einzelne Arten von Vorhaben nähere Bestimmungen über die gemäß Abs. 1 vorzulegenden Anga-
ben erlassen.  
 
 

Zeitplan 
 

§ 7. (1) Die Behörde hat einen Zeitplan für den Ablauf des Verfahrens zu erstellen, in dem für die einzelnen 
Verfahrensschritte unter Berücksichtigung der durch Art, Größe und Standort des Vorhabens notwendigen Er-
hebungen und Untersuchungen Fristen festgelegt werden. 

 
(2) Bei Vorhaben, die in Spalte 1 des Anhanges 1 angeführt sind, hat die Behörde erster Instanz die Ent-

scheidung (§ 73 AVG) über den Antrag gemäß § 5 ohne unnötigen Aufschub, spätestens neun Monate nach 
Antragstellung zu treffen.  
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(3) Bei Vorhaben, die in Spalte 2 oder 3 des Anhanges 1 angeführt sind, hat die Behörde die Entscheidung 
(§ 73 AVG) über den Antrag gemäß § 5 ohne unnötigen Aufschub, spätestens sechs Monate nach Antragstel-
lung zu treffen.  

 
§ 8. entfällt 
 
 

Öffentliche Auflage 
  

§ 9. (1) Die Behörde hat der Standortgemeinde eine Ausfertigung des Genehmigungsantrages, der im § 5 
Abs. 1 genannten Unterlagen und der Umweltverträglichkeitserklärung zu übermitteln. Diese sind bei der Be-
hörde und bei der Gemeinde mindestens sechs Wochen lang zur öffentlichen Einsicht aufzulegen. § 44b Abs. 2 
zweiter und dritter Satz AVG sind anzuwenden. 

 
(2) Bei Vorhaben, die sich auf mindestens fünf Standortgemeinden erstrecken, ist es zulässig, die in Abs. 1 

genannten Unterlagen nur bei der Behörde, in der Bezirksverwaltungsbehörde und in einer von der Behörde zu 
bestimmenden Standortgemeinde für jeden vom Vorhaben berührten Bezirk aufzulegen.  
 

(3) Die Behörde hat das Vorhaben gemäß § 44a Abs. 3 AVG kundzumachen. Diese Kundmachung hat je-
denfalls zu enthalten: 

1.  den Gegenstand des Antrages und eine Beschreibung des Vorhabens, 
2.  Ort und Zeit der möglichen Einsichtnahme und 
3.  einen Hinweis auf die gemäß Abs. 4 jedermann offenstehende Möglichkeit zur Stellungnahme und dar-

auf, dass Bürgerinitiativen gemäß § 19 Partei- oder Beteiligtenstellung haben. 
Der Termin der mündlichen Verhandlung (§ 16) kann in einem mit dem Vorhaben kundgemacht werden. 
 

(4) Jedermann kann innerhalb der Auflagefrist gemäß Abs. 1 zum Vorhaben und zur Umweltverträglich-
keitserklärung eine schriftliche Stellungnahme an die Behörde abgeben.  

 
 

Grenzüberschreitende Umweltauswirkungen 
 

§ 10. (1) Wenn das Vorhaben erhebliche Auswirkungen auf die Umwelt eines anderen Staates haben könnte 
oder wenn ein Staat, der von den Auswirkungen des Vorhabens betroffen sein könnte, ein diesbezügliches Ersu-
chen stellt, hat die Behörde 

1.  diesen Staat so früh wie möglich, spätestens jedoch wenn die Öffentlichkeit informiert wird, über das 
Vorhaben zu benachrichtigen, wobei eine Beschreibung des Vorhabens sowie verfügbare Informationen 
über mögliche grenzüberschreitende Auswirkungen beizuschließen sind,  

2.  ihn über den Ablauf des UVP-Verfahrens zu informieren und ihm eine angemessene Frist für die Mittei-
lung einzuräumen, ob er am UVP-Verfahren teilzunehmen wünscht oder nicht. 

 
(2) Teilt der Staat mit, dass er am UVP-Verfahren teilzunehmen wünscht, ist ihm  
1. die Umweltverträglichkeitserklärung zuzuleiten, 
2. unter Einräumung einer angemessenen Frist die Möglichkeit zur Stellungnahme zu geben, wobei diese 

Frist so zu bemessen ist, dass es dem Staat auch ermöglicht wird, die Antragsunterlagen der Öffentlich-
keit zugänglich zu machen und ihr Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben, und  

3. das Umweltverträglichkeitsgutachten oder die zusammenfassende Bewertung zu übermitteln. 
 

(3) Auf Grundlage der übermittelten Unterlagen und der Ergebnisse des Umweltverträglichkeitsgutachtens 
oder der zusammenfassenden Bewertung sind erforderlichenfalls Konsultationen über mögliche grenzüber-
schreitende Auswirkungen und allfällige Maßnahmen zur Vermeidung oder Verminderung von schädlichen 
grenzüberschreitenden Umweltauswirkungen zu führen. Diese Konsultationen haben tunlichst im Wege der 
durch zwischenstaatliche Übereinkommen bereits eingerichteten Stellen im Rahmen ihrer Zuständigkeiten, ins-
besondere der Grenzgewässerkommissionen, zu erfolgen. Bezüglich der Dauer der Konsultationsphase ist ein 
angemessener Zeitrahmen zu vereinbaren. 

  
(4) Die Entscheidung über den Genehmigungsantrag ist dem betroffenen Staat zu übermitteln. 
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(5) Für die Bestimmungen der Abs. 1 bis 4 gilt hinsichtlich Staaten, die nicht Vertragsparteien des Abkom-
mens über den Europäischen Wirtschaftsraum sind, der Grundsatz der Gegenseitigkeit. 

 
(6) Werden im Rahmen eines in einem anderen Staat durchgeführten UVP-Verfahrens Unterlagen über die 

Umweltauswirkungen eines Vorhabens im Ausland, das erhebliche Auswirkungen auf die Umwelt in Österreich 
haben könnte, übermittelt und ist auf Grund völkerrechtlicher Verpflichtungen eine Beteiligung der Öffentlich-
keit durchzuführen, so ist von der örtlich zuständigen Behörde gemäß § 9 vorzugehen, wobei sich die Dauer der 
Auflagefrist nach den Bestimmungen jenes Staates richtet, in dem das Vorhaben zur Ausführung gelangen soll.  
Anderen in ihrem umweltbezogenen Aufgabenbereich berührten Behörden ist die Möglichkeit zur Stellungnah-
me zu geben. Eingelangte Stellungnahmen und auf Ersuchen des anderen Staates auch Informationen über die 
möglicherweise betroffene Umwelt sind von der Behörde dem Staat, in dem das Vorhaben verwirklicht werden 
soll, zu übermitteln. 

 
(7) Besondere staatsvertragliche Regelungen bleiben unberührt. 

 
§ 11. entfällt 

 
 

Umweltverträglichkeitsgutachten 
 

§ 12. (1) Für Vorhaben der Spalte 1 des Anhanges 1 hat die Behörde Sachverständige der betroffenen Fach-
gebiete mit der Erstellung eines Umweltverträglichkeitsgutachtens zu beauftragen. Im Umweltverträglichkeits-
gutachten sind auch abweichende Auffassungen von mitwirkenden Sachverständigen festzuhalten.  
 

(2) Die Beiziehung von nicht amtlichen Sachverständigen ist auch ohne das Vorliegen der Voraussetzungen 
des § 52 Abs. 2 bis 4 AVG zulässig. Es können auch fachlich einschlägige Anstalten, Institute oder Unterneh-
men als Sachverständige bestellt werden. 

 
 (3) Die vom Projektwerber/der Projektwerberin im Rahmen der Umweltverträglichkeitserklärung oder im 

Verfahren vorgelegten oder sonstige der Behörde zum selben Vorhaben oder zum Standort vorliegende Gutach-
ten und Unterlagen sind bei der Erstellung des Umweltverträglichkeitsgutachtens mitzuberücksichtigen. 

 
(4) Das Umweltverträglichkeitsgutachten hat 
1.  die Auswirkungen des Vorhabens gemäß § 1 nach dem Stand der Technik und dem Stand der sonst in 

Betracht kommenden Wissenschaften in einer umfassenden und zusammenfassenden Gesamtschau und 
unter Berücksichtigung der Genehmigungskriterien des § 17 darzulegen, 

2.  sich mit den gemäß § 5 Abs. 3 und 4, § 9 Abs. 4 und § 10 vorgelegten Stellungnahmen fachlich ausein-
ander zu setzen, wobei gleichgerichtete oder zum gleichen Themenbereich eingelangte Stellungnahmen 
zusammen behandelt werden können, 

3.  Vorschläge für Maßnahmen gemäß § 1 Abs. 1 Z 2 auch unter Berücksichtigung des Arbeitneh-
mer/innen/schutzes zu machen, 

4.  Darlegungen gemäß § 1 Abs. 1 Z 3 und 4 zu enthalten und 
5. fachliche Aussagen zu den zu erwartenden Auswirkungen des Vorhabens auf die Entwicklung des Rau-

mes unter Berücksichtigung öffentlicher Konzepte und Pläne und im Hinblick auf eine nachhaltige Nut-
zung von Ressourcen zu enthalten. 

 
(5) Weiters sind Vorschläge zur Beweissicherung, zur begleitenden und zur nachsorgenden Kontrolle nach 

Stilllegung zu machen. 
 
(6) Das Umweltverträglichkeitsgutachten hat eine allgemein verständliche Zusammenfassung zu enthalten. 
 
(7) Der Projektwerber/die Projektwerberin hat der Behörde und den Sachverständigen alle für die Erstellung 

der Gutachten erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 
 
 

Zusammenfassende Bewertung der Umweltauswirkungen 
 

§ 12a. Für Vorhaben, die in Spalte 2 oder 3 des Anhanges 1 angeführt sind, hat die Behörde, aufbauend auf 
den im Rahmen der Umweltverträglichkeitserklärung oder im Verfahren erstellten oder vorgelegten oder sonsti-
gen der Behörde zum selben Vorhaben oder zum Standort vorliegenden Gutachten und Unterlagen sowie den 
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eingelangten Stellungnahmen und unter Berücksichtigung der Genehmigungskriterien des § 17 eine zusammen-
fassende Bewertung der Umweltauswirkungen vorzunehmen. § 12 Abs. 2 und 7 ist mit der Maßgabe anzuwen-
den, dass an Stelle eines Umweltverträglichkeitsgutachtens eine zusammenfassende Bewertung erstellt wird.  

 
 

Information über das Umweltverträglichkeitsgutachten  
oder die zusammenfassende Bewertung 

  
§ 13. (1) Dem Projektwerber/der Projektwerberin, den mitwirkenden Behörden, dem Umweltanwalt, dem 

wasserwirtschaftlichen Planungsorgan und dem Bundesminister/der Bundesministerin für Land- und Forstwirt-
schaft, Umwelt und Wasserwirtschaft ist das Umweltverträglichkeitsgutachten oder die  zusammenfassende 
Bewertung unverzüglich zu übermitteln.  

 
(2) Das Umweltverträglichkeitsgutachten für Vorhaben der Spalte 1 des Anhanges 1 ist unverzüglich bei der 

Behörde und in der Standortgemeinde mindestens vier Wochen lang zur öffentlichen Einsicht aufzulegen. Diese 
Auflage ist in geeigneter Form kundzumachen. § 9 Abs. 2 ist anzuwenden.  

  
§ 14. entfällt 
§ 15. entfällt 

 
 

Mündliche Verhandlung 
 

§ 16. (1) Die Behörde hat eine für alle anzuwendenden Verwaltungsvorschriften gemeinsame mündliche 
Verhandlung an dem Ort abzuhalten, der der Sachlage nach am zweckmäßigsten erscheint. Die mündliche Ver-
handlung ist unter Zuziehung der mitwirkenden Behörden und der anderen Formalparteien und Amtsstellen, die 
nach den anzuwendenden Verwaltungsvorschriften zu beteiligen sind, vorzunehmen und jedenfalls durch An-
schlag in der Gemeinde kundzumachen. 

 
(2) Zeigen sich im Zuge des Genehmigungsverfahrens große Interessenkonflikte zwischen dem Projektwer-

ber/der Projektwerberin und den sonstigen Parteien oder Beteiligten, kann die Behörde das Verfahren auf An-
trag des Projektwerbers/der Projektwerberin zur Einschaltung eines Mediationsverfahrens unterbrechen. Die 
Ergebnisse des Mediationsverfahrens können der Behörde übermittelt und von dieser im Rahmen der gesetzli-
chen Möglichkeiten im weiteren Genehmigungsverfahren und in der Entscheidung berücksichtigt werden. Dar-
über hinaus gehende Vereinbarungen zwischen dem Projektwerber/der Projektwerberin und den Parteien oder 
Beteiligten können im Bescheid beurkundet werden. Der Projektwerber/die Projektwerberin kann jederzeit einen 
Antrag auf Fortführung des Genehmigungsverfahrens stellen. 
 

  
Entscheidung 

 
§ 17. (1) Die Behörde hat bei der Entscheidung über den Antrag die in den betreffenden Verwaltungsvor-

schriften und im Abs. 2 bis 5 vorgesehenen Genehmigungsvoraussetzungen anzuwenden.  
 

(2) Soweit dies nicht schon in anzuwendenden Verwaltungsvorschriften vorgesehen ist, gelten im Hinblick 
auf eine wirksame Umweltvorsorge zusätzlich nachstehende Genehmigungsvoraussetzungen: 

1. Emissionen von Schadstoffen sind nach dem Stand der Technik zu begrenzen,  
2. die Immissionsbelastung zu schützender Güter ist möglichst gering zu halten, wobei jedenfalls Immissio-

nen zu vermeiden sind, die 
a)  das Leben oder die Gesundheit von Menschen oder das Eigentum oder sonstige dingliche Rechte der 

Nachbarn/Nachbarinnen gefährden, 
b)  erhebliche Belastungen der Umwelt durch nachhaltige Einwirkungen verursachen, jedenfalls solche, 

die geeignet sind, den Boden, die Luft, den Pflanzen- oder Tierbestand oder den Zustand der Gewäs-
ser bleibend zu schädigen, oder 

c) zu einer unzumutbaren Belästigung der Nachbarn/Nachbarinnen im Sinn des § 77 Abs. 2 der Gewer-
beordnung 1994 führen,  

3. Abfälle sind nach dem Stand der Technik zu vermeiden oder zu verwerten oder, soweit dies wirtschaft-
lich nicht vertretbar ist, ordnungsgemäß zu entsorgen. 
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(3) Für Vorhaben der Ziffern 9 bis 11 des Anhanges 1 sind an Stelle des Abs. 2 die Kriterien des § 24h Abs. 
1 und 2 anzuwenden. 
 

(4) Die Ergebnisse der Umweltverträglichkeitsprüfung (insbesondere Umweltverträglichkeitserklärung, 
Umweltverträglichkeitsgutachten oder zusammenfassende Bewertung, Stellungnahmen, einschließlich der Stel-
lungnahmen und dem Ergebnis der Konsultationen nach § 10, Ergebnis einer allfälligen öffentlichen Erörterung) 
sind in der Entscheidung zu berücksichtigen. Durch geeignete Auflagen, Bedingungen, Befristungen, Projekt-
modifikationen, Ausgleichsmaßnahmen oder sonstige Vorschreibungen (insbesondere auch für Überwachungs-, 
Mess- und Berichtspflichten und Maßnahmen zur Sicherstellung der Nachsorge) ist zu einem hohen Schutzni-
veau für die Umwelt in ihrer Gesamtheit beizutragen. 

 
(5) Ergibt die Gesamtbewertung, dass durch das Vorhaben und seine Auswirkungen, insbesondere auch 

durch Wechselwirkungen, Kumulierung oder Verlagerungen, unter Bedachtnahme auf die öffentlichen Interes-
sen, insbesondere des Umweltschutzes, schwerwiegende Umweltbelastungen zu erwarten sind, die durch Aufla-
gen, Bedingungen, Befristungen, sonstige Vorschreibungen, Ausgleichsmaßnahmen oder Projektmodifikationen 
nicht verhindert oder auf ein erträgliches Maß vermindert werden können, ist der Antrag abzuweisen. 
 

(6) Der Genehmigungsbescheid ist jedenfalls bei der Behörde und in der Standortgemeinde mindestens acht 
Wochen zur öffentlichen Einsicht aufzulegen. Dies ist in geeigneter Form kundzumachen. 

 
(7) Erfolgt die Zustellung behördlicher Schriftstücke gemäß § 44f AVG durch Edikt, so ist die öffentliche 

Auflage abweichend von § 44f Abs. 2 AVG bei der Behörde und in der Standortgemeinde vorzunehmen. 
 
 

Grundsätzliche Genehmigung und Detailgenehmigungen 
 

§ 18. (1) Die Behörde kann auf Antrag des Genehmigungswerbers zunächst über alle Belange absprechen, 
die zur Beurteilung der grundsätzlichen Zulässigkeit des Projekts erforderlich sind. Diesfalls sind nur die zur 
Beurteilung der grundsätzlichen Zulässigkeit notwendigen Unterlagen vorzulegen. 

 
(2) Auf der Grundlage der bereits ergangenen grundsätzlichen Genehmigung hat die Behörde über die De-

tailgenehmigungen nach Vorlage der hiefür erforderlichen weiteren Unterlagen im Detailverfahren unter An-
wendung der Genehmigungsvoraussetzungen gemäß § 17 zu entscheiden. § 16 ist in den Detailverfahren nicht 
anzuwenden. Parteien bzw. Beteiligte gemäß § 19 und die vom Detailprojekt betroffenen mitwirkenden Behör-
den sind beizuziehen. 

 
(3) Änderungen des grundsätzlich genehmigten Vorhabens können in der Detailgenehmigung insoweit vor-

genommen werden, als 
1. sie nach den Ergebnissen der Umweltverträglichkeitsprüfung dem § 17 Abs. 2 bis 5 nicht widerspre-

chen und 
2. die von der Änderung betroffenen Beteiligten gemäß § 19 Gelegenheit hatten, ihre Interessen wahrzu-

nehmen.   
 

 
Abschnittsgenehmigungen 

 
§ 18a. Vorhaben, die sich auf mindestens fünf Standortgemeinden erstrecken, ausgenommen die vom 3. Ab-

schnitt erfassten Vorhaben, kann die Behörde auf Antrag des Projektwerbers/der Projektwerberin nach Durch-
führung der Umweltverträglichkeitsprüfung für das Gesamtvorhaben in Abschnitten genehmigen, sofern dies 
wegen der räumlichen Ausdehnung des Vorhabens zweckmäßig ist. Für jede einzelne Abschnittsgenehmigung 
sind die §§ 16, 17 und 18 sowie 19 bis 23 anzuwenden. 
 
 

Partei- und Beteiligtenstellung  
sowie Rechtsmittelbefugnis 

 
§ 19. (1) Parteistellung haben  
1. Nachbarn/Nachbarinnen: Als Nachbarn/Nachbarinnen gelten Personen, die durch die Errichtung, den Be-

trieb oder den Bestand des Vorhabens gefährdet oder belästigt oder deren dingliche Rechte im In- oder 
Ausland gefährdet werden könnten, sowie die Inhaber/Inhaberinnen von Einrichtungen, in denen sich re-
gelmäßig Personen vorübergehend aufhalten, hinsichtlich des Schutzes dieser Personen; als Nach-
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barn/Nachbarinnen gelten nicht Personen, die sich vorübergehend in der Nähe des Vorhabens aufhalten 
und nicht dinglich berechtigt sind; hinsichtlich Nachbarn/Nachbarinnen im Ausland gilt für Staaten, die 
nicht Vertragsparteien des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum sind, der Grundsatz der 
Gegenseitigkeit; 

2.  die nach den anzuwendenden Verwaltungsvorschriften vorgesehenen Parteien, soweit ihnen nicht bereits 
nach Z 1 Parteistellung zukommt; 

3. der Umweltanwalt gemäß Abs. 3; 
4. das wasserwirtschaftliche Planungsorgan gemäß Abs. 3; 
5. Gemeinden gemäß Abs. 3 und 
6. Bürgerinitiativen gemäß Abs. 4, ausgenommen im vereinfachten Verfahren (Abs. 2). 

 
(2) Im vereinfachten Verfahren können Bürgerinitiativen gemäß Abs. 4 als Beteiligte mit dem Recht auf Ak-

teneinsicht am Verfahren teilnehmen.  
 

(3) Der Umweltanwalt, das wasserwirtschaftliche Planungsorgan sowie die Standortgemeinde und die an 
diese unmittelbar angrenzenden österreichischen Gemeinden, die von wesentlichen negativen Auswirkungen des 
Vorhabens auf die Umwelt betroffen sein können, haben im Genehmigungsverfahren und im Verfahren nach § 
20 Parteistellung. Sie sind berechtigt, die Einhaltung von Rechtsvorschriften, die dem Schutz der Umwelt oder 
der von ihnen wahrzunehmenden öffentlichen Interessen dienen, als subjektives Recht im Verfahren geltend zu 
machen, Rechtsmittel zu ergreifen und Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof oder den Verfassungsge-
richtshof zu erheben. Die Parteistellung und Beschwerdebefugnis des wasserwirtschaftlichen Planungsorgans 
dient der Wahrnehmung wasserwirtschaftlicher Interessen. 

 
(4) Eine Stellungnahme gemäß § 9 Abs. 4 kann durch Eintragung in eine Unterschriftenliste unterstützt wer-

den, wobei Name, Anschrift und Geburtsdatum anzugeben und die Unterschrift beizufügen ist. Die Unterschrif-
tenliste ist gleichzeitig mit der Stellungnahme einzubringen. Wurde eine Stellungnahme von mindestens 200 
Personen, die zum Zeitpunkt der Unterstützung in der Standortgemeinde oder in einer an diese unmittelbar an-
grenzenden Gemeinde für Gemeinderatswahlen wahlberechtigt waren, unterstützt, dann nimmt diese Personen-
gruppe (Bürgerinitiative) am Verfahren zur Erteilung der Genehmigung für das Vorhaben und nach § 20 als 
Partei oder als Beteiligte (Abs. 2) teil. Als Partei ist sie berechtigt, die Einhaltung von Umweltschutzvorschriften 
als subjektives Recht im Verfahren geltend zu machen, Rechtsmittel zu ergreifen und Beschwerde an den Ver-
waltungsgerichtshof oder den Verfassungsgerichtshof zu erheben. 
 

(5) Vertreter/in der Bürgerinitiative ist die in der Unterschriftenliste als solche bezeichnete Person, mangels 
einer solchen Bezeichnung die in der Unterschriftenliste an erster Stelle genannte Person. Der Vertreter/die 
Vertreterin ist auch Zustellungsbevollmächtigter gemäß § 9 Abs. 1 des Zustellgesetzes, BGBl. Nr. 200/1982. 
Scheidet der Vertreter/die Vertreterin aus, so gilt als Vertreter/in der Bürgerinitiative die in der 
Unterschriftenliste jeweils nächstgereihte Person. Der Vertreter/die Vertreterin kann mittels schriftlicher 
Erklärung an die Behörde durch eine/n andere/n ersetzt werden. Eine solche Erklärung bedarf der Unterschrift 
der Mehrheit der Bürgerinitiative. 

 
 

Abnahmeprüfung 
 
§ 20. (1) Die Fertigstellung des Vorhabens ist der Behörde vor der Inbetriebnahme vom Projektwerber/von 

der Projektwerberin anzuzeigen. Sollen Teile des Vorhabens in Betrieb genommen werden (Abs. 3), so ist deren 
Fertigstellung anzuzeigen. 
 

(2) Die Behörde hat das Vorhaben darauf zu überprüfen, ob es der Genehmigung entspricht und darüber ei-
nen Bescheid zu erlassen. Die Behörde hat die in den Verwaltungsvorschriften bestehenden Bestimmungen über 
Betriebsbewilligungen, Benutzungsbewilligungen, Kollaudierungen und dergleichen anzuwenden. Der Abnah-
mebescheid ersetzt die nach diesen Verwaltungsvorschriften jeweils vorgesehenen Bescheide. Der Abnahmeprü-
fung sind die mitwirkenden Behörden und die Parteien gemäß § 19 Abs. 1 Z 3 bis 6 beizuziehen. 

 
(3) Sofern dies nach der Art des Vorhabens zweckmäßig ist, kann die Behörde die Abnahmeprüfung in Tei-

len durchführen. In diesem Fall sind Abnahmebescheide über die entsprechenden Teile des Vorhabens zu erlas-
sen. 

 
(4) Im Abnahmebescheid ist die Beseitigung festgestellter Abweichungen aufzutragen. Die Behörde kann je-

doch in Anwendung des § 18 Abs. 3 nachträglich geringfügige Abweichungen genehmigen, sofern den betrof-
fenen Parteien gemäß § 19 Abs. 1 Gelegenheit zur Wahrung ihrer Interessen gegeben wurde.   
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(5) Für Vorhaben der Spalte 1 ist im Abnahmebescheid auch festzulegen, bis zu welchem Zeitpunkt die 

Nachkontrolle (§ 21) durchzuführen ist. 
 

(6) Sofern eine Abnahmeprüfung der Art des Vorhabens nach nicht sinnvoll ist, hat die Behörde bereits im 
Genehmigungsbescheid festzulegen, bis zu welchem Zeitpunkt (drei bis fünf Jahre nach Genehmigung) die 
Nachkontrolle durchzuführen ist.  
 
 

Nachkontrolle 
 

§ 21. (1) Für Vorhaben der Spalte 1 des Anhanges 1 haben die Behörden gemäß § 22 das Vorhaben frühes-
tens drei Jahre, spätestens fünf Jahre nach Anzeige der Fertigstellung gemäß § 20 Abs. 1 oder zu dem gemäß 
§ 20 Abs. 6 im Genehmigungsbescheid festgelegten Zeitpunkt gemeinsam daraufhin zu überprüfen, ob der Ge-
nehmigungsbescheid eingehalten wird und ob die Annahmen und Prognosen der Umweltverträglichkeitsprüfung 
mit den tatsächlichen Auswirkungen des Vorhabens auf die Umwelt übereinstimmen. Die Behörde gemäß § 39 
sowie die mitwirkenden Behörden sind jedenfalls beizuziehen. Die Nachkontrolle ist spätestens bis zu dem im 
Abnahmebescheid gemäß § 20 Abs. 5 bezeichneten Zeitpunkt durchzuführen. 

 
(2) Die Ergebnisse der Nachkontrolle sind von den Behörden der Behörde gemäß § 39 und dem Bundesmi-

nister/der Bundesministerin für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft zu übermitteln. 
 
 

Zuständigkeitsübergang 
 

§ 22. (1) Mit Rechtskraft des Abnahmebescheides geht die Zuständigkeit der Behörde auf die nach den Ver-
waltungsvorschriften zur Vollziehung der für die Genehmigungen nach den §§ 17 bis 18a relevanten Vorschrif-
ten zuständigen Behörden über, sofern nicht Abs. 2 anzuwenden ist. 
 

(2) In Fällen des § 20 Abs. 6 geht die Zuständigkeit mit Rechtskraft des Genehmigungsbescheides auf die 
nach den Verwaltungsvorschriften zur Vollziehung der für die Genehmigungen nach den §§ 17 bis 18a relevan-
ten Vorschriften zuständigen Behörden über. 
 

(3) Wurden eine grundsätzliche Genehmigung und Detailgenehmigungen (§ 18) erteilt, erfolgt der Zustän-
digkeitsübergang mit Rechtskraft der Abnahmebescheide oder, wenn eine Abnahmeprüfung nicht durchgeführt 
wird, mit Rechtskraft der gemäß § 18 erteilten Genehmigungsbescheide. 

 
(4) Die Zuständigkeit zur Vollziehung und Überwachung der Einhaltung von Nebenbestimmungen des Ge-

nehmigungsbescheides (von Bedingungen, Auflagen und sonstigen Pflichten) richtet sich ab dem Zuständig-
keitsübergang gemäß Abs. 1 und 2 nach den angewendeten Verwaltungsvorschriften. Auf Grund von § 17 Abs. 
2 bis 4 erlassene Nebenbestimmungen sind von der Landesregierung zu vollziehen und auf ihre Einhaltung zu 
überwachen. Aus Gründen der Zweckmäßigkeit oder der Kostenersparnis kann sie diese Befugnis auf die Be-
zirksverwaltungsbehörden übertragen. 

 
(5) Die zuständigen Behörden haben die Beseitigung von im Rahmen der Nachkontrolle wahrgenommenen 

Mängeln und Abweichungen zu veranlassen. 
 
 

Kontrollen und Duldungspflichten 
 

§ 23. (1) Soweit dies zur Vollziehung der auf das jeweilige Vorhaben anzuwendenden Rechtsvorschriften er-
forderlich ist, sind die Behörden und die von diesen herangezogenen Sachverständigen und Organe befugt, 
Grundstücke, Gebäude und Anlagen zu betreten und zu besichtigen, Proben in einer für Zwecke der Untersu-
chung erforderlichen Menge entschädigungslos zu entnehmen, Messungen durchzuführen und in Unterlagen 
einzusehen. Störungen und Behinderungen des Betriebes sind dabei möglichst zu vermeiden. Der Eigentü-
mer/die Eigentümerin der Liegenschaft bzw. der Betreiber/die Betreiberin oder der Vertreter/die Vertreterin 
dieser Personen sind spätestens beim Betreten der Liegenschaft oder der Anlage zu verständigen. Ist Gefahr im 
Verzug oder ist weder der Eigentümer/die Eigentümerin der Liegenschaft noch der Genehmigungsinhaber/die 
Genehmigungsinhaberin oder der Vertreter/die Vertreterin dieser Personen erreichbar, so genügt die nachträgli-
che Verständigung.  
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(2) Die Eigentümer/innen der Liegenschaften, die Betreiber/innen oder ihre Vertreter/innen haben die Kon-

trollen nach Abs. 1 zu dulden, die zur Durchführung von Kontrollen erforderlichen Auskünfte zu erteilen und 
erforderliche Unterlagen zur Verfügung zu stellen. 

 
 

3. ABSCHNITT 
 

UMWELTVERTRÄGLICHKEITSPRÜFUNG 
 FÜR BUNDESSTRASSEN UND HOCHLEISTUNGSSTRECKEN  

 
Anwendungsbereich für Bundesstraßen 

 
§ 23a. (1) Vor Erlassung einer Verordnung gemäß § 4 Abs. 1 des Bundesstraßengesetzes 1971, 

BGBl. Nr. 286/1971, ist für folgende Vorhaben eine Umweltverträglichkeitsprüfung (§ 1) nach diesem Ab-
schnitt durchzuführen: 

1. Neubau von Bundesstraßen oder ihrer Teilabschnitte, ausgenommen zusätzliche Anschlussstellen, 
2. Ausbau einer bestehenden Bundesstraße von zwei auf vier oder mehr Fahrstreifen mit einer durchgehen-

den Länge von mindestens 10 km, 
3. Errichtung einer zweiten Richtungsfahrbahn auf einer durchgehenden Länge von mindestens 10 km. 

 
(2) Vor Erlassung einer Verordnung gemäß § 4 Abs. 1 oder 6 des Bundesstraßengesetzes 1971, 

BGBl. Nr. 286/1971, ist für folgende Vorhaben eine Umweltverträglichkeitsprüfung (§ 1) im vereinfachten 
Verfahren nach diesem Abschnitt durchzuführen: 

1. Ausbaumaßnahmen sonstiger Art an Bundesstraßen, wenn ein schutzwürdiges Gebiet der Kategorien A, 
B oder D gemäß Anhang 2 berührt wird und zu erwarten ist, dass unter Berücksichtigung des Ausmaßes 
und der Nachhaltigkeit der Umweltauswirkungen der schützenswerte Lebensraum (Kategorie B des An-
hanges 2) oder der Schutzzweck, für den das schutzwürdige Gebiet (Kategorien A und D des Anhan-
ges 2) festgelegt wurde, wesentlich beeinträchtigt wird; ausgenommen ist die Berührung von schutzwür-
digen Gebieten ausschließlich durch Schutzbauten zur Beseitigung von Gefahrenbereichen oder durch 
auf Grund von Katastrophenfällen oder durch Brückenneubauten bedingte Umlegungen von bestehenden 
Trassen; 

2. Neubau zusätzlicher Anschlussstellen, wenn die bestehende Bundesstraße in diesem Bereich eine durch-
schnittliche tägliche Verkehrsbelastung (DTV) von mindestens 30 000 KFZ aufweist oder wenn für eine 
verordnete Bundesstraße in diesem Bereich eine durchschnittliche tägliche Verkehrsbelastung (DTV) von 
mindestens 35 000 KFZ in einem Prognosezeitraum von fünf Jahren zu erwarten ist; 

3. Vorhaben des Abs. 1 Z 2 oder 3 unter 10 km Länge, wenn gemeinsam mit daran unmittelbar anschlie-
ßenden, noch nicht oder in den letzten 10 Jahren dem Verkehr freigegebenen Teilstücken eine durchge-
hende Länge von mindestens 10 km erreicht wird. 

 
  

 
Anwendungsbereich für Hochleistungsstrecken 

 
§ 23b. (1) Vor Erlassung einer Verordnung gemäß § 3 Abs. 1 des Hochleistungsstreckengesetzes, BGBl. 

Nr. 135/1989, ist für folgende Vorhaben, die nicht bloß in Ausbaumaßnahmen auf bestehenden Eisenbahnen 
bestehen, eine Umweltverträglichkeitsprüfung (§ 1) nach diesem Abschnitt durchzuführen: 

1. Neubau von Eisenbahn-Fernverkehrsstrecken oder ihrer Teilabschnitte, 
2. Neubau von sonstigen Eisenbahnstrecken oder ihrer Teilabschnitte auf einer durchgehenden Länge von 

mindestens 10 km, 
3. Änderung von Eisenbahnstrecken oder ihrer Teilabschnitte auf einer durchgehenden Länge von mindes-

tens 10 km, sofern die Mitte des äußersten Gleises der geänderten Trassen von der Mitte des äußersten 
Gleises der bestehenden Trasse mehr als 100 m entfernt ist. 

 
(2) Für den Neubau von Eisenbahnstrecken oder ihrer Teilabschnitte auf einer durchgehenden Länge von 

mindestens 5 km, der nicht bloß in Ausbaumaßnahmen auf bestehenden Eisenbahnen besteht, ist vor Erlassung 
einer Verordnung gemäß § 3 Abs. 1 des Hochleistungsstreckengesetzes, BGBl. Nr. 135/1989, eine Umweltver-
träglichkeitsprüfung (§ 1) im vereinfachten Verfahren nach diesem Abschnitt durchzuführen, wenn ein schutz-
würdiges Gebiet der Kategorien A oder B gemäß Anhang 2 berührt wird und zu erwarten ist, dass unter Berück-
sichtigung des Ausmaßes und der Nachhaltigkeit der Umweltauswirkungen der schützenswerte Lebensraum 
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(Kategorie B des Anhanges 2) oder der Schutzzweck, für den das schutzwürdige Gebiet (Kategorie A des An-
hanges 2) festgelegt wurde, wesentlich beeinträchtigt wird; ausgenommen ist die Berührung von Schutzgebieten 
der Kategorie B ausschließlich durch Schutzbauten zur Beseitigung von Gefahrenbereichen oder durch auf 
Grund von Katastrophenfällen bedingte Umlegungen von bestehenden Trassen. 

 
(3) Bei Vorhaben des Abs. 1 und 2, die die dort festgelegten Schwellenwerte nicht erreichen oder Kriterien 

nicht erfüllen, die aber mit anderen Vorhaben in einem räumlichen Zusammenhang stehen und mit diesen ge-
meinsam den jeweiligen Schwellenwert erreichen oder das Kriterium erfüllen, hat die Behörde im Einzelfall 
festzustellen, ob auf Grund einer Kumulierung der Auswirkungen mit erheblichen schädlichen, belästigenden 
oder belastenden Auswirkungen auf die Umwelt zu rechnen und daher eine Umweltverträglichkeitsprüfung für 
das geplante Vorhaben durchzuführen ist. Eine Einzelfallprüfung ist nicht durchzuführen, wenn das beantragte 
Vorhaben eine Kapazität von weniger als 25 % des Schwellenwertes aufweist. Bei der Entscheidung im Einzel-
fall sind die Kriterien des § 3 Abs. 4 Z 1 bis 3 zu berücksichtigen, § 24 Abs. 3 ist anzuwenden. Die Umweltver-
träglichkeitsprüfung ist im vereinfachten Verfahren durchzuführen. 

 
(4) Ist für den Bau einer Hochleistungsstrecke eine Umweltverträglichkeitsprüfung nach diesem Abschnitt 

durchzuführen und bedingt dieses Vorhaben auch eine im Anhang 1 angeführte Begleitmaßnahme, die mit die-
sem Vorhaben in einem räumlichen und sachlichen Zusammenhang steht, so ist die Umweltverträglichkeitsprü-
fung für das Gesamtvorhaben (Hochleistungsstrecke und Begleitmaßnahme) nach den Bestimmungen dieses 
Abschnittes durchzuführen. Ist für Hochleistungsstrecke und Begleitmaßnahme jeweils das vereinfachte Verfah-
ren vorgesehen, so ist dieses Verfahren anzuwenden. Für alle nachfolgenden Genehmigungsverfahren ist keine 
neuerliche Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen. 

 
(5) Bedingt der Bau einer Hochleistungsstrecke, für die die Erlassung einer Trassenverordnung gemäß § 3 

Abs. 1 des Hochleistungsstreckengesetzes vorgesehen, aber keine Umweltverträglichkeitsprüfung nach Abs. 1, 2 
oder 3 durchzuführen ist, eine im Anhang 1 angeführte Begleitmaßnahme, die mit diesem Vorhaben in einem 
räumlichen und sachlichen Zusammenhang steht, so ist für das Gesamtvorhaben (Hochleistungsstrecke und 
Begleitmaßnahme) eine Umweltverträglichkeitsprüfung nach den Bestimmungen dieses Abschnittes durchzu-
führen. Ist für die Begleitmaßnahme das vereinfachte Verfahren vorgesehen, so ist dieses Verfahren anzuwen-
den. Für alle nachfolgenden Genehmigungsverfahren ist keine neuerliche Umweltverträglichkeitsprüfung durch-
zuführen. 

 
 

Verfahren, Behörde 
 

§ 24. (1) Im Verfahren zur Erlassung einer Verordnung, für die gemäß § 23a oder § 23b eine Umweltverträg-
lichkeitsprüfung durchzuführen ist, sind die für die Umweltverträglichkeitsprüfung notwendigen Ermittlungen 
durchzuführen; es findet jedoch kein konzentriertes Genehmigungsverfahren statt. Die Umweltverträglichkeits-
prüfung (von der Einleitung gemäß § 24a bis zum Abschluss der öffentlichen Erörterung gemäß § 24f) ist inner-
halb von zwölf Monaten abzuschließen.  

 
(2) Die Umweltverträglichkeitsprüfung und das Feststellungsverfahren gemäß Abs. 3 sind vom Bundesmi-

nister/von der Bundesministerin für Verkehr, Innovation und Technologie durchzuführen. Der Landeshaupt-
mann kann mit der Durchführung des Umweltverträglichkeitsprüfungsverfahrens ganz oder teilweise betraut 
werden, wenn dies im Interesse der Zweckmäßigkeit, Raschheit, Einfachheit und Kostenersparnis gelegen ist. 

 
(3) Von geplanten Vorhaben nach § 23a und § 23b hat die Behörde die mitwirkenden Behörden, den Um-

weltanwalt und die Standortgemeinde unter Anschluss von Unterlagen, die zur Identifikation des Vorhabens und 
zur Abschätzung seiner Auswirkungen gemäß § 23a Abs. 2 und 3 oder § 23b Abs. 2 und 3 ausreichen, zu infor-
mieren. Sie können innerhalb von sechs Wochen ab Zustellung die Feststellung beantragen, ob für das Vorhaben 
eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen ist und haben Parteistellung mit den Rechten nach § 19 
Abs. 3, zweiter Satz. Parteistellung hat auch der Projektwerber/die Projektwerberin. Über diesen Antrag ist in-
nerhalb von acht Wochen mit Bescheid zu entscheiden. Der wesentliche Inhalt der Entscheidung sowie die we-
sentlichen Entscheidungsgründe sind in geeigneter Form kundzumachen oder zur öffentlichen Einsichtnahme 
aufzulegen. Dieser Absatz ist nicht anzuwenden, wenn für das Vorhaben jedenfalls eine Umweltverträglich-
keitsprüfung durchgeführt wird. 

 
(4) Bei der Prüfung gemäß § 23a Abs. 2 und § 23b Abs. 2 sind schutzwürdige Gebiete der Kategorien A und 

D nur zu berücksichtigen, wenn sie am Tag der Einleitung des Verfahrens gemäß § 24a Abs. 1  ausgewiesen 
oder in die Liste der Gebiete mit gemeinschaftlicher Bedeutung (Kategorie A des Anhanges 2) aufgenommen 
sind.  
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(5) Soweit in den folgenden Bestimmungen dieses Abschnittes nicht anderes geregelt ist, sind im UVP-

Verfahren § 4 (Vorverfahren) und § 10 Abs. 1 bis 5 und 7 (grenzüberschreitende Auswirkungen) anzuwenden. 
§ 6 (Umweltverträglichkeitserklärung) ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass die Behörde festlegen kann, dass 
bestimmte Angaben und Unterlagen, soweit sie nicht für eine Abschätzung der Umweltauswirkungen in diesem 
Verfahrensstadium notwendig sind, erst in einem späteren Genehmigungsverfahren vorzulegen sind. 

 
(6) § 9 (öffentliche Auflage) ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass die öffentliche Auflage und die Auflage 

gemäß § 4 Abs. 5 des Bundesstraßengesetzes 1971 in einem durchzuführen sind. Weiters ist statt dem Hinweis 
auf die Parteistellung der Bürgerinitiativen auf ihr Antragsrecht nach Abs. 11 und ihre Parteistellung oder Betei-
ligtenstellung in den nachfolgenden Genehmigungsverfahren nach § 24h Abs. 5 hinzuweisen. Für die Entste-
hung der Bürgerinitiative gilt § 19 Abs. 4. 

 
 (7) Im vereinfachten Verfahren ist § 24c (Umweltverträglichkeitsgutachten) nicht anzuwenden, stattdessen 

gilt § 24d (zusammenfassende Bewertung der Umweltauswirkungen) und § 24h Abs. 5, dritter Satz. 
 
(8) Für diesen Abschnitt gelten abweichend und ergänzend zu § 2 folgende Begriffsbestimmungen: 
1. Mitwirkende Behörden sind jene Behörden, die neben der die Trassenverordnung erlassenden Behörde 

nach den Verwaltungsvorschriften für die Genehmigungen eines gemäß § 23a oder § 23b UVP-
pflichtigen Vorhabens zuständig sind oder an den jeweiligen Verfahren zu beteiligen sind. 

2. Projektwerber/Projektwerberin ist, wer ein in § 23a oder § 23b genanntes Vorhaben gemäß dem Bundes-
straßengesetz 1971 oder dem Hochleistungsstreckengesetz dem zuständigen Bundesminister/der zustän-
digen Bundesministerin zur Durchführung eines Trassenverordnungsverfahrens vorlegt.  

 
(9) Vor Abschluss der Umweltverträglichkeitsprüfung oder der Einzelfallprüfung dürfen für Vorhaben, die 

einer Prüfung gemäß § 23a oder § 23b unterliegen, die Trassenverordnung nicht erlassen und sonstige Geneh-
migungen nicht erteilt werden und kommt nach Verwaltungsvorschriften getroffenen Anzeigen keine rechtliche 
Wirkung zu. Entgegen dieser Bestimmung erteilte sonstige Genehmigungen können von der sachlich in Betracht 
kommenden Oberbehörde oder, wenn eine solche nicht vorgesehen ist, von der Behörde, die den Bescheid erlas-
sen hat, innerhalb einer Frist von 3 Jahren als nichtig erklärt werden. 

 
(10) Bedingen sich Vorhaben des § 23a und § 23b gegenseitig, so kann die Umweltverträglichkeitsprüfung 

koordiniert durchgeführt werden. Die Behörde kann ein gemeinsames Umweltverträglichkeitsgutachten (§ 24c) 
oder eine gemeinsame zusammenfassende Bewertung (§ 24d) in Auftrag geben. 

 
(11) (Verfassungsbestimmung) Der Verfassungsgerichtshof erkennt über Gesetzwidrigkeit von Verordnun-

gen gemäß Abs. 1 auf Antrag der im § 19 Abs. 3 und 4 genannten Parteien. 
 
 

Einleitung der Umweltverträglichkeitsprüfung 
 

§ 24a. (1) Der Projektwerber/die Projektwerberin hat der Behörde gemeinsam mit den Projektunterlagen für 
die Erlassung der Trassenverordnung die Umweltverträglichkeitserklärung in der jeweils erforderlichen Anzahl 
vorzulegen. Er/sie hat auch anzugeben, ob und in welcher Weise er/sie die Öffentlichkeit vom Vorhaben infor-
miert hat. Wurde ein Mediationsverfahren durchgeführt, so sind die Ergebnisse an die zur Erlassung der Tras-
senverordnung zuständige Behörde zu übermitteln. 
 

(2) Sind die Angaben in der Umweltverträglichkeitserklärung unvollständig, hat die Behörde dem Projekt-
werber/der Projektwerberin ihre Ergänzung aufzutragen.  

 
 
(3) Die Behörde hat unverzüglich den mitwirkenden Behörden und der Standortgemeinde die sie betreffen-

den Projektunterlagen sowie die Umweltverträglichkeitserklärung zur Stellungnahme zu übermitteln. Die mit-
wirkenden Behörden haben an der fachlichen und rechtlichen Beurteilung des Vorhabens im erforderlichen 
Ausmaß mitzuwirken und Vorschläge für die erforderlichen Fachbereiche und jeweiligen Fachgutachter/innen 
zu erstatten.  

 
(4) Dem Umweltanwalt und dem Bundesminister/der Bundesministerin für Land- und Forstwirtschaft, Um-

welt und Wasserwirtschaft ist jedenfalls unverzüglich die Umweltverträglichkeitserklärung zu übermitteln. Die-
se können dazu Stellung nehmen. 
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Zeitplan 

 
§ 24b. Die Behörde hat einen Zeitplan für den Ablauf des Verfahrens zu erstellen, in dem für die einzelnen 

Verfahrensschritte unter Berücksichtigung der durch Art, Größe und Standort des Vorhabens notwendigen Er-
hebungen und Untersuchungen Fristen festgelegt werden.  
 
 

Umweltverträglichkeitsgutachten 
 

§ 24c. (1) Für Vorhaben, für die eine Umweltverträglichkeitsprüfung nach diesem Abschnitt durchzuführen 
ist, hat die Behörde Sachverständige der betroffenen Fachgebiete mit der Erstellung eines Umweltverträglich-
keitsgutachtens zu beauftragen, sofern nicht ein vereinfachtes Verfahren durchzuführen ist. Im Umweltverträg-
lichkeitsgutachten sind auch abweichende Auffassungen von mitwirkenden Sachverständigen fest zu halten.  
 

(2) Die Beiziehung von nicht amtlichen Sachverständigen oder Koordinatoren/Koordinatorinnen ist zulässig. 
Es können auch fachlich einschlägige Anstalten, Institute oder Unternehmen als Sachverständige bestellt wer-
den.  

 
(3) Kosten, die der Behörde bei der Durchführung des Umweltverträglichkeitsprüfungsverfahrens erwach-

sen, wie Gebühren oder Honorare für Sachverständige oder Koordinatoren/Koordinatorinnen sind vom Projekt-
werber/von der Projektwerberin zu tragen. Die Behörde kann dem Projektwerber/der Projektwerberin durch 
Bescheid auftragen, diese Kosten, nach Prüfung der sachlichen und rechnerischen Richtigkeit durch die Behör-
de, direkt zu bezahlen.  

 
(4) Die vom Projektwerber/der Projektwerberin im Rahmen der Umweltverträglichkeitserklärung oder im 

Verfahren vorgelegten oder sonstige der Behörde zum selben Vorhaben oder zum Standort der Behörde vorlie-
gende Gutachten und Unterlagen sind bei der Erstellung des Umweltverträglichkeitsgutachtens mitzuberücksich-
tigen. 

 
(5) Das Umweltverträglichkeitsgutachten hat 
1. die Auswirkungen des Vorhabens gemäß § 1 Abs. 1 nach dem Stand der Technik und dem Stand der 

sonst in Betracht kommenden Wissenschaften in einer umfassenden und integrativen Gesamtschau und 
unter Berücksichtigung der Genehmigungskriterien des § 24h darzulegen, 

2. sich mit den gemäß § 9 Abs. 4, § 10 und § 24a Abs.  3 und 4 vorgelegten Stellungnahmen fachlich aus-
einander zu setzen, wobei gleichgerichtete oder zum gleichen Themenbereich eingelangte Stellungnah-
men zusammen behandelt werden können, 

3.  Vorschläge für Maßnahmen gemäß § 1 Abs. 1 Z 2 zu machen, 
4.  Darlegungen gemäß § 1 Abs. 1 Z 3 und 4 zu enthalten und 
5.  fachliche Aussagen zu den zu erwartenden Auswirkungen des Vorhabens auf die Entwicklung des Rau-

mes unter Berücksichtigung öffentlicher Konzepte und Pläne und im Hinblick auf eine nachhaltige Nut-
zung von Ressourcen zu enthalten. 

 
(6) Weiters sind Vorschläge zur Beweissicherung und zur begleitenden Kontrolle zu machen. 
 
(7) Das Umweltverträglichkeitsgutachten hat eine allgemeinverständliche Zusammenfassung zu enthalten. 
 
(8) Der Projektwerber/die Projektwerberin hat der Behörde und den Sachverständigen alle für die Erstellung 

der Gutachten erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 
 
 

Zusammenfassende Bewertung der Umweltauswirkungen 
 

§ 24d. Für Vorhaben, für die eine Umweltverträglichkeitsprüfung im vereinfachten Verfahren nach diesem 
Abschnitt durchzuführen ist, hat die Behörde, aufbauend auf den im Rahmen der Umweltverträglichkeitserklä-
rung oder im Verfahren erstellten oder vorgelegten oder sonstigen zum selben Vorhaben oder zum Standort der 
Behörde vorliegenden Gutachten und Unterlagen sowie den eingelangten Stellungnahmen und unter 
Berücksichtigung der Genehmigungskriterien des § 24h, eine zusammenfassende Bewertung der 
Umweltauswirkungen vorzunehmen. § 24c Abs. 2, 3 und 8 gilt mit der Maßgabe, dass an Stelle eines 
Umweltverträglichkeitsgutachtens eine zusammenfassende Bewertung erstellt wird.  
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Information über das Umweltverträglichkeitsgutachten 
oder die zusammenfassende Bewertung 

  
§ 24e. (1) Dem Projektwerber/der Projektwerberin, den mitwirkenden Behörden, dem Umweltanwalt und 

dem Bundesminister/der Bundesministerin für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft sind 
das Umweltverträglichkeitsgutachten oder die zusammenfassende Bewertung unverzüglich zu übermitteln.  

 
(2) Das Umweltverträglichkeitsgutachten (§ 24c) ist unverzüglich bei der Behörde und in der Standortge-

meinde mindestens vier Wochen lang zur öffentlichen Einsicht aufzulegen. Diese Auflage ist in geeigneter Form 
kundzumachen. Die Beteiligten können sich Abschriften selbst anfertigen oder auf ihre Kosten Kopien anferti-
gen lassen. Erforderlichenfalls hat die Behörde der Gemeinde eine ausreichende Anzahl von Kopien zur Verfü-
gung zu stellen. § 9 Abs. 2 ist anzuwenden.  

 
 

Öffentliche Erörterung 
 

§ 24f. (1) Die Behörde hat eine öffentliche Erörterung des Vorhabens durchzuführen. Ort, Zeit und Gegen-
stand sind gemäß § 44a Abs. 3 AVG zu verlautbaren. Eine Erörterung kann unterbleiben, wenn innerhalb der 
Stellungnahmefrist gemäß § 9 Abs. 1 keine begründeten schriftlichen Bedenken gegen das Vorhaben abgegeben 
wurden. 

 
(2) Zur öffentlichen Erörterung können Sachverständige beigezogen werden. Es ist jedermann gestattet, Fra-

gen zu stellen und sich zum Vorhaben zu äußern. 
 
(3) Die Ergebnisse sind in einem Protokoll, in dem die wesentlichen Aussagen zusammenfassend wieder ge-

geben werden, fest zu halten. Dieses Protokoll ist in der Standortgemeinde mindestens vier Wochen zur öffentli-
chen Einsicht aufzulegen. Die Auflage ist in geeigneter Weise kundzumachen. 
 
 

Änderung des Projektes 
 

§ 24g. (1) Bis zur Erlassung einer Trassenverordnung nach dem Bundesstraßengesetz 1971 oder einer eisen-
bahnrechtlichen Baugenehmigung nach dem Eisenbahngesetz 1957, BGBl. Nr. 60/1957, kann das Vorhaben 
geändert werden, ohne dass die bisher durchgeführten Schritte der Umweltverträglichkeitsprüfung zu wiederho-
len sind, soweit  

1.  durch die Änderungen Ergebnissen der Umweltverträglichkeitsprüfung Rechnung getragen wird oder  
2.  mit den Änderungen keine nachteiligen Umweltauswirkungen verbunden sein können. 
 
(2) Bei anderen als von Abs. 1 erfassten Änderungen des Vorhabens 
1. sind die Projektunterlagen und die Umweltverträglichkeitserklärung entsprechend zu ergänzen oder zu 

ändern, 
2. hat die Behörde den gemäß § 24a Abs. 3 und 4 zur Stellungnahme Berechtigten Gelegenheit zu geben, 

innerhalb von drei Wochen zu den Änderungen des Vorhabens und den geänderten oder ergänzten Teilen 
der Umweltverträglichkeitserklärung Stellung zu nehmen; § 24 Abs. 6 sowie § 24a Abs. 3 und 4 sind mit 
der Maßgabe anzuwenden, dass die Auflage- und Stellungnahmefrist nur drei Wochen beträgt und 

3. hat die Behörde anschließend eine Ergänzung des Umweltverträglichkeitsgutachtens oder der zusammen-
fassenden Bewertung zu veranlassen und das Umweltverträglichkeitsgutachten zur öffentlichen Einsicht-
nahme aufzulegen. § 24e ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass die Auflagefrist nur zwei Wochen be-
trägt. 

 
 

Entscheidung und Nachkontrolle 
 

§ 24h. (1) Eine Verordnung für Vorhaben, für die gemäß § 23a oder § 23b eine Umweltverträglichkeitsprü-
fung durchzuführen ist, darf nur erlassen werden, wenn im Hinblick auf eine wirksame Umweltvorsorge zu den 
anzuwendenden Verwaltungsvorschriften zusätzlich nachstehende Voraussetzungen erfüllt sind: 

1. Emissionen von Schadstoffen sind nach dem Stand der Technik zu begrenzen, 
2. die Immissionsbelastung zu schützender Güter ist möglichst gering zu halten, wobei jedenfalls Immissio-
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nen zu vermeiden sind, die 
a)  das Leben oder die Gesundheit von Menschen oder das Eigentum oder sonstige dingliche Rechte der 

Nachbarn/Nachbarinnen gefährden oder  
b)  erhebliche Belastungen der Umwelt durch nachhaltige Einwirkungen verursachen, jedenfalls solche, 

die geeignet sind, den Boden, die Luft, den Pflanzen- oder Tierbestand oder den Zustand der Gewäs-
ser bleibend zu schädigen, oder 

c) zu einer unzumutbaren Belästigung der Nachbarn/Nachbarinnen im Sinn des § 77 Abs. 2 der Gewer-
beordnung 1994 führen, und 

3. Abfälle sind nach dem Stand der Technik zu vermeiden oder zu verwerten oder, soweit dies wirtschaft-
lich nicht vertretbar ist, ordnungsgemäß zu entsorgen. 

 
(2) Wird bei Straßenbauvorhaben (§ 23a und Anhang 1 Z 9) im Einzelfall durch die Verwirklichung des 

Vorhabens ein wesentlich größerer Kreis von Nachbarn bestehender Verkehrsanlagen dauerhaft entlastet als 
Nachbarn des Vorhabens belastet werden, so gilt die Genehmigungsvoraussetzung des Abs. 1 Z 2 lit. c als er-
füllt, wenn die Belästigung der Nachbarn so niedrig gehalten wird, als dies durch einen im Hinblick auf den 
erzielbaren Zweck wirtschaftlich vertretbaren Aufwand erreicht werden kann. Bei Eisenbahnvorhaben (§ 23b 
sowie Anhang 1 Z 10 und 11) ist die Zumutbarkeit einer Belästigung im Sinn des Abs. 1 Z 2 lit. c nach beste-
henden besonderen Immissionsschutzvorschriften zu beurteilen. 

 
(3) Die Ergebnisse der Umweltverträglichkeitsprüfung (insbesondere Umweltverträglichkeitserklärung, 

Umweltverträglichkeitsgutachten oder zusammenfassende Bewertung, Stellungnahmen, einschließlich der Stel-
lungnahmen und dem Ergebnis der Konsultationen nach § 10, Ergebnis der öffentlichen Erörterung) sind in der 
Entscheidung zu berücksichtigen. Ergibt die Gesamtbewertung, dass durch das Vorhaben und seine Auswirkun-
gen, insbesondere auch durch Wechselwirkungen, Kumulierung oder Verlagerungen, unter Bedachtnahme auf 
die öffentlichen Interessen, insbesondere des Umweltschutzes, schwer wiegende Umweltbelastungen zu erwar-
ten sind, darf eine Verordnung nicht erlassen werden. 
 

(4) Die für die Entscheidung zur Erlassung der Verordnung wesentlichen Gründe sind schriftlich darzulegen. 
Ein entsprechendes Schriftstück ist mit den entsprechenden Planunterlagen bei der Behörde und in der Standort-
gemeinde mindestens acht Wochen zur öffentlichen Einsicht aufzulegen. Diese Auflage ist in geeigneter Form 
kundzumachen. 

 
(5) Die für die Erteilung von Genehmigungen im Sinn des § 2 Abs. 3 zuständigen Behörden haben die Abs. 

1 und 2 sowie § 17 Abs. 4 und 5 anzuwenden, soweit sie für ihren Wirkungsbereich maßgeblich sind. In diesen 
Genehmigungsverfahren haben die nach den anzuwendenden Verwaltungsvorschriften und im § 19 Abs. 1 Z 3 
bis 6 angeführten Personen Parteistellung mit der Berechtigung, die Einhaltung von Umweltschutzvorschriften 
als subjektives Recht im Verfahren wahrzunehmen. Wurde eine Umweltverträglichkeitsprüfung im vereinfach-
ten Verfahren durchgeführt, so können Bürgerinitiativen gemäß § 19 Abs. 4 an den Verfahren als Beteiligte mit 
dem Recht auf Akteneinsicht teilnehmen. Der wesentliche Inhalt der Entscheidungen sowie die wesentlichen 
Entscheidungsgründe sind von der Behörde jedenfalls in geeigneter Form kundzumachen oder zur öffentlichen 
Einsichtnahme aufzulegen. 

 
(6) Für die Durchführung von Maßnahmen, die nach den Ergebnissen der Umweltverträglichkeitsprüfung ei-

ne Voraussetzung für die Genehmigungsfähigkeit eines Vorhabens bilden, kann das Eigentum an Liegenschaf-
ten, die dauernde oder zeitweilige Einräumung, Einschränkung und Aufhebung von dinglichen und obligatori-
schen Rechten (insbesondere Nutzungs- und Bestandsrechten) an solchen im Wege der Enteignung in Anspruch 
genommen werden. Dies gilt jedoch nur insoweit, als nicht andere Bundes- oder Landesgesetze eine Enteignung 
für diesen Zweck vorsehen. Auf Vorhaben des § 23a sind die Bestimmungen der §§ 18 bis 20a des 
Bundesstraßengesetzes 1971, auf Vorhaben des § 23b die Bestimmungen der §§ 2 und 6 des 
Hochleistungsstreckengesetzes anzuwenden. 

 
(7) Die Behörde hat gemeinsam mit den mitwirkenden Behörden das Vorhaben frühestens drei Jahre, spätes-

tens fünf Jahre nach Verkehrsfreigabe daraufhin zu überprüfen, ob bei der Erlassung der Trassenverordnung 
erfolgte Vorschreibungen erfüllt wurden und ob die Annahmen und Prognosen der Umweltverträglichkeitsprü-
fung mit den tatsächlichen Auswirkungen des Vorhabens auf die Umwelt übereinstimmen. Die Ergebnisse der 
Nachkontrolle sind den mitwirkenden Behörden und dem Bundesminister/der Bundesministerin für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft zu übermitteln. 
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4. ABSCHNITT 
 

BESONDERE BESTIMMUNGEN FÜR  
WASSERWIRTSCHAFTLICH BEDEUTSAME VORHABEN  

 
§ 24i. Hinsichtlich der in den Ziffern 30 bis 42 des Anhanges 1 genannten Vorhaben kann der/die Bundes-

minister/in für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft mit Verordnung Bestimmungen über 
die bei der Durchführung der Einzelfallprüfung zu berücksichtigenden wasserwirtschaftlich relevanten Kriterien 
(insbesondere §§ 12, 12a, 13 und 105 WRG 1959) erlassen. 
 
 

§ 24j. Sofern für in den Ziffern 30 bis 42 des Anhanges 1 genannte Vorhaben gemäß § 103 Abs. 2 WRG 
1959 nähere Bestimmungen über die Ausgestaltung der Umweltverträglichkeitserklärung festgelegt werden, 
gelten diese als Verordnung gemäß § 6 Abs. 3. 
 
 

§ 24k. (1) Die Behörde hat bei der Entscheidung über einen Antrag, der sich auf ein in den Ziffern 30 bis 42 
des Anhanges 1 genanntes Vorhaben bezieht, insbesondere die §§ 12, 12 a, 13 und 105 WRG 1959 als Geneh-
migungsvoraussetzungen anzuwenden. 
 

(2) Im Genehmigungsbescheid sind die wasserwirtschaftliche Aspekte betreffenden Abschnitte zusammen-
zufassen. 
 

(3) Der/die Bundesminister/in für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft kann mit Ver-
ordnung nähere Bestimmungen über den Inhalt und die Form von Bewilligungsbescheiden anordnen. Sofern 
hinsichtlich der in den Ziffern 30 bis 42 des Anhanges 1 genannten Vorhaben gemäß § 111 Abs. 5 WRG 1959 
nähere Bestimmungen über den Inhalt und die Form von Bewilligungsbescheiden getroffen werden, gelten diese 
als Verordnung im Sinne des vorangegangenen Satzes. 
 
 

§ 24 l. (1) Der Genehmigungsinhaber hat die wasserwirtschaftliche Aspekte betreffenden Daten sowie die 
Ergebnisse einer ihm bescheidgemäß vorgeschriebenen und von ihm durchgeführten Immissionsüberwachung 
zu sammeln, erforderlichenfalls zu bearbeiten und in geeigneter Form der Landesregierung, nach Übergang der 
Zuständigkeit gemäß § 22 dem Landeshauptmann zu übermitteln. Durch Verordnung des Bundesministers/der 
Bundesministerin für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft wird näher bestimmt, für welche 
Daten dies gilt, und in welcher Weise diese Daten zu bearbeiten und zu übermitteln sind. 
 

(2) Der/die Bundesminister/in für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft kann mit Ver-
ordnung Einzelheiten über die Art und die Übermittlungsmodalitäten jener wasserwirtschaftliche Aspekte 
betreffenden Daten im Sinne des § 55 a WRG 1959 bestimmen, die die Genehmigungsbehörde dem Landes-
hauptmann vorzulegen hat. 

 
 

5. ABSCHNITT 
 

UMWELTRAT 
 

Einrichtung und Aufgaben 
 

§ 25. (1) Beim Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft wird ein 
Umweltrat eingerichtet.  

 
(2) Der Umweltrat hat folgende Aufgaben: 
1. Auskünfte und Berichte über Fragen der Umweltverträglichkeitsprüfung oder des konzentrierten Geneh-

migungsverfahrens, die nach diesem Bundesgesetz oder nach anderen Bundesgesetzen durchgeführt wer-
den, von den zuständigen Organen zu verlangen; 

2. die Auswirkungen der Vollziehung dieses Bundesgesetzes oder der Bestimmungen über die Umweltver-
träglichkeitsprüfung nach anderen Bundesgesetzen auf den Umweltschutz zu beobachten und die Ergeb-
nisse solcher Beobachtungen dem Bericht des Bundesministers/der Bundesministerin für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft an den Nationalrat gemäß § 44 beizufügen; 

3.  den Bericht des Bundesministers/der Bundesministerin für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Was-
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serwirtschaft an den Nationalrat gemäß § 44 durch eine Stellungnahme zu ergänzen; 
4.  Anregungen zur allfälligen Verbesserung des Umweltschutzes den gesetzgebenden und vollziehenden 

Organen gegenüber auszusprechen; 
5.  auf Antrag eines/einer der dem Umweltrat angehörenden Vertreters/in der politischen Parteien Fragen 

von grundsätzlicher Bedeutung für den Umweltschutz in Beratung zu ziehen;  
6.  die Erlassung einer Geschäftsordnung. 

 
(3) Die zuständigen Bundesminister/innen und Landesregierungen haben auf Ersuchen des Umweltrates die-

sem über Erfahrungen auf dem Gebiet der Umweltverträglichkeitsprüfung und der Vollziehung dieses Gesetzes 
aus ihrem Bereich zu berichten. 

 
(4) Die auf Grund des 2. Abschnittes dieses Bundesgesetzes ergehenden Genehmigungsentscheidungen so-

wie die auf Grund des 3. Abschnittes dieses Bundesgesetzes erlassenen Verordnungen und Genehmigungsent-
scheidungen sind dem Umweltrat zuzustellen. 
 

 
Zusammensetzung des Umweltrates 

 
§ 26. (1) Dem Umweltrat gehören an: 
1.  Vertreter/innen der politischen Parteien: von der im Hauptausschuss des Nationalrates am stärksten ver-

tretenen Partei sind vier Vertreter/innen, von der am zweitstärksten vertretenen Partei sind drei Vertre-
ter/innen und von jeder anderen im Hauptausschuss des Nationalrates vertretenen Partei ist ein/e Vertre-
ter/in in den Umweltrat zu entsenden. Bei Mandatsgleichheit der beiden im Nationalrat am stärksten ver-
tretenen Parteien entsendet jede dieser Parteien drei Vertreter/innen; 

2. je ein/e Vertreter/in des österreichischen Arbeiterkammertages, der Bundeskammer der gewerblichen 
Wirtschaft, der Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern und des Österreichischen Gewerk-
schaftsbundes; 

3.  zwei Vertreter/innen der Länder, nominiert durch die Landeshauptmännerkonferenz; 
4.  je ein/e Vertreter/in des Gemeindebundes und des Städtebundes; 
5.  zwei Vertreter/innen des Bundes, nominiert vom Bundesminister/von der Bundesministerin für Land- 

und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft und vom Bundeskanzler/von der Bundeskanzlerin. 
 

(2) Für jedes Mitglied ist ein Ersatzmitglied namhaft zu machen. 
 
(3) Dem Umweltrat können nicht angehören: 
1. Mitglieder der Bundesregierung oder einer Landesregierung sowie Staatssekretäre/Staatssekretärinnen; 
2. Mitglieder des Umweltsenates; 
3. Personen, die zum Nationalrat nicht wählbar sind. 

 
(4) Die Mitglieder gehören dem Umweltrat so lange an, bis von den namhaftmachenden Stellen (Abs.1) an-

dere Vertreter/innen namhaft gemacht worden sind. 
 
(5) Die Tätigkeit der Mitglieder des Umweltrates ist ehrenamtlich. Mitglieder des Umweltrates, die außer-

halb von Wien wohnen, haben im Fall der Teilnahme an Sitzungen des Umweltrates Anspruch auf Ersatz der 
Reisekosten (Gebührenstufe 5) nach Maßgabe der für Bundesbeamte/Bundesbeamtinnen der allgemeinen Ver-
waltung geltenden Reisevorschriften. 

 
 

Vorsitz und Geschäftsführung des Umweltrates 
 

§ 27. (1) Der Umweltrat wählt aus seiner Mitte eine/n Vorsitzende/n und zwei stellvertretende Vorsitzende. 
Die Funktionsperiode des/der Vorsitzenden (stellvertretenden Vorsitzenden) dauert, unbeschadet der Änderung 
der Vertretung gemäß § 26 Abs. 4, fünf Jahre. Wiederbestellungen sind zulässig. 
 

(2) Die Sitzungen des Umweltrates sind nach Bedarf einzuberufen. Begehrt ein Mitglied oder der Umweltse-
nat die Einberufung einer Sitzung, so hat der/die Vorsitzende eine Sitzung einzuberufen, die binnen vier Wo-
chen stattzufinden hat. 

 
(3) Für Beratungen und Beschlussfassungen im Umweltrat ist die Anwesenheit von mehr als der Hälfte sei-

ner Mitglieder erforderlich. Zur Beschlussfassung genügt die einfache Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei 
Stimmengleichheit gibt die Stimme des/der Vorsitzenden den Ausschlag. Stimmenthaltung ist unzulässig. 
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(4) Die Beifügung von Minderheitenvoten ist zulässig.  
 
(5) Der Umweltrat kann aus seiner Mitte ständige oder nicht ständige Arbeitsausschüsse bilden, denen er die 

Vorbereitung, Begutachtung und Bearbeitung einzelner Angelegenheiten übertragen kann. Er ist auch berech-
tigt, die Geschäftsführung, Vorbegutachtung und die Bearbeitung einzelner Angelegenheiten einem einzelnen 
Mitglied (Berichterstatter/in) zu übertragen. 

 
(6) Jedes Mitglied des Umweltrates ist verpflichtet, an den Sitzungen - außer im Fall der gerechtfertigten 

Verhinderung - teilzunehmen. Jedes Mitglied hat seine Verhinderung an der Teilnahme rechtzeitig bekannt zu 
geben, worauf das Ersatzmitglied einzuladen ist. 

 
(7) Die Geschäftsführung des Umweltrates obliegt dem Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, 

Umwelt und Wasserwirtschaft. Der/die Bundesminister/in für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasser-
wirtschaft hat dem Umweltrat nach Anhörung das notwendige Personal zur Verfügung zu stellen. 

 
(8) Die mit der Geschäftsführung des Umweltrates betrauten Bediensteten sind im Rahmen ihrer Tätigkeit 

für den Umweltrat nur an die Anordnungen des/der Vorsitzenden oder der in der Geschäftsordnung bezeichne-
ten Mitglieder gebunden. 
 
 

Unterstützungspflichten 
 

§ 28. (1) (Verfassungsbestimmung) Alle Organe von Behörden, die dieses Bundesgesetz vollziehen oder an 
der Vollziehung mitwirken, haben den Umweltrat bei der Besorgung seiner Aufgaben zu unterstützen, ihm Ein-
sicht in Akten zu gewähren und auf Verlangen die erforderlichen Auskünfte zu erteilen.  

 
(2) Der Umweltrat kann nach Bedarf zur Beratung besonderer Fragen Umweltanwälte, Sachverständige, Mit-

glieder des Umweltsenates oder Vertreter/innen von Umweltschutzorganisationen zuziehen. 
 
 

Verschwiegenheitspflichten 
 

§ 29. Die Mitglieder des Umweltrates und die nach § 28 Abs. 2 zu den Beratungen zugezogenen Personen 
sind zur Verschwiegenheit über alle ihnen ausschließlich aus ihrer Tätigkeit im Umweltrat bekannt gewordenen 
Tatsachen verpflichtet, sofern die Geheimhaltung im öffentlichen Interesse oder im Interesse einer Partei gebo-
ten ist. 
 
§§ 30. – 38. entfallen 
 
 

6. ABSCHNITT 
 

GEMEINSAME BESTIMMUNG 
 

Behörden 
 
§ 39. (1) Für die Verfahren nach dem ersten und zweiten Abschnitt und alle Ermittlungen, Entscheidungen 

und Überwachungen nach jenen Verwaltungsvorschriften, für die gemäß § 5 Abs. 1 Genehmigungsanträge zu 
stellen sind, ist die Landesregierung zuständig. Bis zu dem in § 22 bezeichneten Zeitpunkt erstreckt sich die 
Zuständigkeit der Landesregierung auf alle Anträge zur Änderung der gemäß §§ 17 bis 18a erlassenen Beschei-
de. Die Landesregierung kann mit der Durchführung des Verfahrens, einschließlich Verfahren gemäß § 45, ganz 
oder teilweise die Bezirksverwaltungsbehörde betrauen und diese auch ermächtigen, in ihrem Namen zu ent-
scheiden. Gesetzliche Mitwirkungs- und Anhörungsrechte werden dadurch nicht berührt. 

 
(2) Im Genehmigungsverfahren beginnt die Zuständigkeit der Landesregierung mit dem Antrag auf ein Vor-

verfahren gemäß § 4 oder, wurde kein solcher Antrag gestellt, mit Antragstellung gemäß § 5 und umfasst auch 
die Vollziehung der Strafbestimmungen. Ab diesem Zeitpunkt ist in den Angelegenheiten gemäß Abs. 1 die 
Zuständigkeit der nach den Verwaltungsvorschriften sonst zuständigen Behörden auf die Mitwirkung an der 
Vollziehung dieses Bundesgesetzes eingeschränkt. Die Zuständigkeit der Landesregierung endet zu dem in § 22 
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bezeichneten Zeitpunkt. 
 
 
§ 40. (1) In den Angelegenheiten des ersten und zweiten Abschnittes ist der Umweltsenat, auch im Fall einer 

Delegation gemäß § 39 Abs. 1 dritter Satz, Berufungsbehörde und sachlich in Betracht kommende Oberbehörde 
im Sinn der §§ 5, 68 und 73 AVG. Er entscheidet auch über Wiederaufnahmsanträge nach § 69 AVG. 
 
 (2) Die Berufung ist von der Partei binnen vier Wochen einzubringen. 
 

(3) Bescheide, die entgegen der Bestimmung des § 3 Abs. 6 erlassen wurden, sind von der sachlich in Be-
tracht kommenden Oberbehörde oder, wenn eine solche nicht vorgesehen ist, von der Behörde, die den Bescheid 
erlassen hat, als nichtig zu erklären. 

 
 

Eigener Wirkungsbereich der Gemeinden 
 
§ 41. Die in § 9 Abs. 1 und 2, § 13 Abs. 2, § 17 Abs. 6 und § 24h Abs. 4 geregelten Aufgaben der Gemein-

den sind im übertragenen, die sonstigen in diesem Bundesgesetz geregelten Aufgaben im eigenen Wirkungsbe-
reich zu besorgen. 
 
 

Anwendung des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 
 

§ 42. (1) Soweit in diesem Bundesgesetz nicht besondere Bestimmungen über das Verwaltungsverfahren ge-
troffen werden, ist bei der Durchführung dieses Bundesgesetzes das Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz 
1991 (AVG) anzuwenden. 

 
(2) Soweit in diesem Bundesgesetz und seinen Anhängen auf Bestimmungen anderer Bundesgesetze verwie-

sen wird, sind diese in ihrer jeweils geltenden Fassung anzuwenden. 
 

(3) Abweichend von § 3 Abs. 2 Gebührengesetz können die Gebühren auch mittels Zahlschein entrichtet 
werden.  
 
 

UVP-Dokumentation 
 

§ 43. (1) Der/die Bundesminister/in für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft hat eine 
UVP-Dokumentation einzurichten, in der die nach diesem Bundesgesetz und nach anderen Bundesgesetzen 
durchgeführten Umweltverträglichkeitsprüfungen erfasst werden. Der/die Bundesminister/in für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft kann sich dafür der Umweltbundesamt GmbH bedienen. Die 
Dokumentation hat insbesondere die Feststellungsentscheidungen (§§ 3 Abs. 7, 24 Abs. 3), die Umweltverträg-
lichkeitserklärung des Projektwerbers/der Projektwerberin, die wichtigsten Ergebnisse des Umweltverträglich-
keitsgutachtens oder der zusammenfassenden Bewertung, die wesentlichen Inhalte und Gründe der Entschei-
dung(en) und die Ergebnisse der Nachkontrolle zu enthalten. Diese Unterlagen sind dem Bundesminister/der 
Bundesministerin für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft von den zuständigen Behörden 
zu übermitteln. 

 
(2) Die Daten gemäß Abs. 1 dürfen vom Bundesminister/von der Bundesministerin für Land- und Forstwirt-

schaft, Umwelt und Wasserwirtschaft und von der Umweltbundesamt GmbH ermittelt und automationsunter-
stützt verarbeitet werden. Personenbezogene Daten, die der Geheimhaltung unterliegen, dürfen nur übermittelt 
werden an 

1.  Dienststellen des Bundes und der Länder, soweit die Daten für den Empfänger zur Vollziehung dieses 
Bundesgesetzes oder anderer bundes- oder landesrechtlicher Vorschriften zum Schutz des Lebens oder 
der Gesundheit von Menschen oder der Umwelt eine wesentliche Voraussetzung bilden, 

2.  die zuständigen Behörden ausländischer Staaten, sofern dies zur Abwehr einer konkreten Gefährdung des 
Lebens oder der Gesundheit von Menschen oder der Umwelt erforderlich ist oder sofern dies zwischen-
staatliche Vereinbarungen vorsehen.  
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Bericht an den Nationalrat 
 

§ 44. Der/die Bundesminister/in für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft hat dem Nati-
onalrat alle drei Jahre, erstmals 1998, über die Vollziehung dieses Bundesgesetzes und nach anderen Bundesge-
setzen durchgeführten Umweltverträglichkeitsprüfungen, unbeschadet diesbezüglicher Angaben im Gewässer-
schutzbericht gemäß § 33 e WRG 1959, zu berichten. 

 
 

Strafbestimmungen 
 
§ 45. Sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der Gerichte fallenden strafbaren Hand-

lung bildet, begeht eine Verwaltungsübertretung und ist von der Landesregierung zu bestrafen mit einer Geld-
strafe 

1. bis zu € 29 070, wer ein UVP-pflichtiges Vorhaben (§§ 3, 3a, 23a und 23b) ohne die nach diesem Bun-
desgesetz erforderliche Genehmigung (§§ 17, 24h) durchführt oder betreibt; 

2. bis zu  € 14 530, wer 
a)  Nebenbestimmungen (Auflagen und sonstige Pflichten) nach § 17 Abs. 2 bis 4 oder § 20 Abs. 4 nicht 

einhält, 
b)  der Anzeigepflicht gemäß § 20 Abs. 1 nicht nachkommt, 
c)  entgegen § 23 Abs. 1 und 2 Erhebungen, Kontrollen oder Probenahmen nicht ermöglicht oder behin-

dert oder Auskünfte nicht erteilt oder verlangte Unterlagen nicht zur Verfügung stellt. 
 

 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Übergangsbestimmungen 

 
§ 46. (1) Dieses Bundesgesetz tritt, sofern im Folgenden nichts anderes bestimmt wird, am 1. Juli 1994 in 

Kraft.  
 

(2) Die Bestimmungen über den Umweltsenat in §§ 39 Abs. 3 und 40 treten mit 31. Dezember 2000 außer 
Kraft. Verfahren, die bis zum 31. Dezember 2000 beim Umweltsenat anhängig gemacht wurden, sind vom Um-
weltsenat weiterzuführen. 
 

(3) Der zweite Abschnitt ist auf Vorhaben nicht anzuwenden, für die ein nach den Verwaltungsvorschriften 
erforderliches Genehmigungsverfahren bis zum 31. Dezember 1994 eingeleitet wird, sofern nicht der Projekt-
werber/die Projektwerberin bei der Landesregierung die Durchführung der Umweltverträglichkeitsprüfung und 
des konzentrierten Genehmigungsverfahrens für die nach dem 30. Juni 1994 eingeleiteten, aber noch nicht durch 
Bescheid erledigten Genehmigungen beantragt. Auch in diesem Fall bleiben rechtskräftig erteilte Genehmigun-
gen unberührt. 

    
(4) Die Bestimmungen des dritten Abschnittes sind auf Vorhaben nicht anzuwenden, für die das nach dem 

Bundesstraßengesetz oder dem Hochleistungsstreckengesetz vorgesehene Anhörungsverfahren bis zum 30. Juni 
1994 eingeleitet wurde, wobei § 24 Abs. 3 letzter Satz als erfüllt gilt und sinngemäß auf die nachfolgenden, 
nicht konzentrierten Genehmigungsverfahren anzuwenden ist. 
 

(5) Die Bestimmungen des fünften Abschnittes sind auf Vorhaben nicht anzuwenden, für die das in Anhang 
2 angeführte Leitverfahren oder im Fall des § 30 Abs. 2 das Anhörungsverfahren gemäß § 4 des Bundesstraßen-
gesetzes 1971 oder im Fall des § 30 Abs. 3 das Anhörungsverfahren gemäß § 4 des Hochleistungsstreckengeset-
zes bis zum 30 Juni 1994 eingeleitet wurde. 

 
(6) Verordnungen auf Grund dieses Bundesgesetzes können ab dem seiner Kundmachung folgenden Tag er-

lassen werden; sie treten frühestens mit dem in Abs. 1 bezeichneten Zeitpunkt in Kraft. 
 

(7) Die §§ 17 Abs. 2a, 24, 30, 35 Abs. 1 und 47 Abs. 2 und 3 in der Fassung des Bundesgesetztes BGBl. Nr. 
773/1996 treten mit 1. Jänner 1997 in Kraft. 

 
(8) Die §§ 1, 2 Abs. 1, 2, 3 und 5, § 3, § 3a, §§ 4 bis 10, § 12, § 12a, § 13, §§ 16 bis 18a, §§ 19 bis 23b, § 24 

Abs. 1 bis 10, §§ 24a bis 24l, § 25 Abs. 1 und 2, §  26 Abs. 1, § 27 Abs. 7 und 8, §§ 39 bis 45, § 46 Abs. 8 bis 
11 und § 47 Abs. 1, 2 und 4 sowie die Anhänge 1 und 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 89/2000 
treten an dem auf die Veröffentlichung im Bundesgesetzblatt folgenden Tag in Kraft; die §§ 8, 11, 14, 15 sowie 
die §§ 30 bis 38 und die Anhänge 1 und 2 dieses Bundesgesetzes in der Fassung BGBl. Nr. 773/1996 treten mit 
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diesem Zeitpunkt außer Kraft. 
 
(9) Auf Vorhaben, die vor dem in Abs. 8 bezeichneten Zeitpunkt nicht vom zweiten oder dritten Abschnitt 

dieses Bundesgesetzes in der Fassung BGBl. Nr. 773/1996 erfasst waren und für die ein nach den Verwaltungs-
vorschriften erforderliches Genehmigungsverfahren oder das Trassenverordnungserlassungsverfahren vor dem 
in Abs. 8 bezeichneten Zeitpunkt eingeleitet wurde, ist dieses Bundesgesetz nicht anzuwenden, wenn in den 
Verfahren die Bestimmungen der Richtlinie 85/337/EWG in der Fassung 97/11/EG unmittelbar angewendet 
werden oder wenn keine gemeinschaftsrechtliche Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung bestand. Auf Antrag des Projektwerbers/der Projektwerberin können diese Verfahren ab dem in 
Abs. 8 bezeichneten Zeitpunkt nach den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes fortgeführt werden. 
 

(10) Der Übergang der Zuständigkeit für Vorhaben, für die vor dem in Abs. 8 bezeichneten Zeitpunkt ein 
Abnahmebescheid erlassen wurde, richtet sich nach § 20 Abs. 3 dieses Bundesgesetzes in der Fassung BGBl. 
Nr. 773/96. 
 

(11) Auf Vorhaben, für die ein Genehmigungsverfahren nach dem 5. Abschnitt dieses Bundesgesetzes in der 
Fassung BGBl. Nr. 773/1996 vor dem in Abs. 8 bezeichneten Zeitpunkt eingeleitet wurde und die nicht vom 
Geltungsbereich dieses Bundesgesetzes in der Fassung BGBl. I Nr. 89/2000 erfasst sind, sind die Bestimmungen 
der §§ 30 bis 38 bis zum Abschluss der laufenden Verfahren anzuwenden. 

 
(12) § 45 Z 1 und Z 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 108/2001 treten mit 1. Jänner 2002 in 

Kraft. 
 
(13) § 24 Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 151/2001 tritt mit 1. Jänner 2002 in Kraft. 
 
(14) Die §§ 23a und 24h Abs. 7 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 50/2002 treten mit 1. April 

2002 in Kraft. 
 
(15) Für Vorhaben, die durch das Bundesgesetz über die Auflassung und Übertragung von Bundesstraßen, 

BGBl. I Nr. 50/2002 Art. 5, in die Zuständigkeit der Länder übertragen werden und für die bereits vor dem 
15. Februar 2002 eine Verordnung gemäß § 4 des Bundesstraßengesetzes 1971 erlassen wurde, ist keine Um-
weltverträglichkeitsprüfung und kein konzentriertes Genehmigungsverfahren nach diesem Bundesgesetz durch-
zuführen. Für noch nicht rechtskräftig erteilte Genehmigungen im Sinne des § 2 Abs. 3 gilt § 24h Abs. 5 sinn-
gemäß. Soweit die Ergebnisse einer bereits nach den §§ 24a bis 24f dieses Bundesgesetzes durchgeführten Um-
weltverträglichkeitsprüfung nicht im Sinne des § 24h Abs. 5 in eine Genehmigung gemäß § 2 Abs. 3 einfließen, 
sind die sich aus der Verordnung gemäß § 4 des Bundesstraßengesetzes 1971 ergebenden Vorgaben einzuhalten. 
§ 24h Abs. 6 erster und zweiter Satz gelten sinngemäß, die Bestimmungen der §§ 18 bis 20a des Bundesstraßen-
gesetzes 1971 sind anzuwenden. Eine Abnahmeprüfung gemäß § 20 ist nicht durchzuführen; für die Nachkon-
trolle ist § 24h Abs. 7 sinngemäß anzuwenden. 

 
(16) Für sonstige Vorhaben, die durch das Bundesgesetz über die Auflassung und Übertragung von Bundes-

straßen, BGBl. I Nr. 50/2002 Art. 5, in die Zuständigkeit der Länder übertragen werden und für die eine Um-
weltverträglichkeitsprüfung nach den §§ 24a bis 24f dieses Bundesgesetzes durchgeführt wurde, ist keine neuer-
liche Umweltverträglichkeitsprüfung und kein konzentriertes Genehmigungsverfahren nach diesem Bundesge-
setz durchzuführen, wenn die Berücksichtigung der Ergebnisse der Umweltverträglichkeitsprüfung in einem 
straßenbaurechtlichen Genehmigungsbescheid oder einer straßenrechtlichen Trassenverordnung sicher gestellt 
und gegen diesen Rechtsakt ein dem § 24 Abs. 11 gleichwertiger Rechtsschutz gewährt wird. Für noch nicht 
rechtskräftig erteilte Genehmigungen im Sinne des § 2 Abs. 3 gilt § 24h Abs. 5 sinngemäß. Soweit die Ergebnis-
se der Umweltverträglichkeitsprüfung nicht im Sinn des § 24h Abs. 5 in eine Genehmigung gemäß § 2 Abs. 3 
einfließen, sind die sich aus einer straßenrechtlichen Trassenverordnung ergebenden Vorgaben einzuhalten. 
§ 24h Abs. 6 erster und zweiter Satz gelten sinngemäß, die Bestimmungen der §§ 18 bis 20a des Bundesstraßen-
gesetzes 1971 sind anzuwenden. Eine Abnahmeprüfung gemäß § 20 ist nicht durchzuführen; für die Nachkon-
trolle ist § 24h Abs. 7 sinngemäß anzuwenden. 

 
(17) Für Vorhaben, die durch das Bundesgesetz über die Auflassung und Übertragung von Bundesstraßen, 

BGBl. I Nr. 50/2002 Art. 5, in die Zuständigkeit der Länder übertragen werden und auf die der Bundesminis-
ter/die Bundesministerin für Verkehr, Innovation und Technologie § 24 Abs. 3 angewendet hat, ist keine neuer-
liche Einzelfallprüfung durchzuführen. Die Bestimmung des § 3 Abs. 7 über das Feststellungsverfahren ist nicht 
anzuwenden. 
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Vollziehung 

 
§ 47. (1) Für die Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist, soweit sie dem Bund zukommt und die Abs. 2 bis 4 

nicht anderes bestimmen, der/die Bundesminister/in für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirt-
schaft, ansonsten die Landesregierung zuständig. 

 
(2) Für die Vollziehung der §§ 23a bis 24h ist der/die Bundesminister/in für Verkehr, Technologie und Inno-

vation zuständig. 
 
(3) (Verfassungsbestimmung) Für die Vollziehung des § 24 Abs. 11 ist die Bundesregierung zuständig. 
 
(4) Für die Vollziehung der §§ 21, 22 und 23 sind, soweit sie dem Bund zukommt, die jeweils mit der Voll-

ziehung dieser Verwaltungsvorschriften betrauten Bundesminister/innen zuständig.  
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ANHANG 1  
Der Anhang enthält die gemäß § 3 UVP-pflichtigen Vorhaben. 
 
In Spalte 1 und 2 finden sich jene Vorhaben, die jedenfalls UVP-pflichtig sind und einem UVP-Verfahren (Spal-
te 1) oder einem vereinfachten Verfahren (Spalte 2) zu unterziehen sind. Bei in Anhang 1 angeführten Ände-
rungstatbeständen ist ab dem angeführten Schwellenwert eine Einzelfallprüfung durchzuführen; sonst gilt § 3a 
Abs. 2 und 3, außer es wird ausdrücklich nur die „Neuerrichtung“, der „Neubau“ oder die„Neuerschließung“ 
erfasst. 
 
In Spalte 3 sind jene Vorhaben angeführt, die nur bei Zutreffen besonderer Voraussetzungen der UVP-Pflicht 
unterliegen. Für diese Vorhaben hat ab den angegebenen Mindestschwellen eine Einzelfallprüfung zu erfolgen. 
Ergibt diese Einzelfallprüfung eine UVP-Pflicht, so ist nach dem vereinfachten Verfahren vorzugehen. 
 
Die in der Spalte 3 genannten Kategorien schutzwürdiger Gebiete werden in Anhang 2 definiert. Gebiete der 
Kategorien A, C und D sind für die UVP-Pflicht eines Vorhabens jedoch nur dann zu berücksichtigen, wenn sie 
am Tag der Antragstellung ausgewiesen sind. 
 
 

  UVP    UVP im vereinfachten Verfahren 
 Spalte 1 Spalte 2 Spalte 3 
 Abfallwirtschaft   

Z 1 a) Untertagedeponien für ge-
fährliche Abfälle;                      
Berechnungsgrundlage (§ 
3a Abs. 2) für Änderungen 
ist das bescheidmäßig ge-
nehmigte Gesamtvolumen; 

b) Anlagen zur biologischen 
oder mechanisch-biologi-
schen Behandlung von ge-
fährlichen Abfällen oder 
von Altölen mit einer Kapa-
zität von mindestens 
20 000 t/a;  

c) sonstige Anlagen zur Be-
handlung (thermisch, che-
misch, physikalisch) von 
gefährlichen Abfällen oder 
von Altölen mit einer Kapa-
zität von mindestens 
1 000 t/a; ausgenommen 
sind Anlagen zur aus-
schließlich stofflichen Ver-
wertung; Änderungen ab ei-
ner Kapazitätsausweitung 
von mindestens 10 000 t/a. 

  

Z 2 a) Massenabfall- oder Rest-
stoffdeponien mit einem 
Gesamtvolumen von min-
destens 500 000 m³; 

b) Untertagedeponien für nicht 
gefährliche Abfälle mit ei-
nem Gesamtvolumen von 
mindestens 500 000 m³; 

d) Baurestmassendeponien mit 
einem Gesamtvolumen von 
mindestens 1 000 000 m³; 

e) Anlagen zur Aufbereitung von 
Baurestmassen mit einer Ka-
pazität von mindestens 
200 000 t/a. 
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  UVP    UVP im vereinfachten Verfahren 
 Spalte 1 Spalte 2 Spalte 3 

Z 2 c) sonstige Anlagen zur Be-
handlung (thermisch, che-
misch, physikalisch, biolo-
gisch, mechanisch-biolo-
gisch) von nicht gefährli-
chen Abfällen mit einer Ka-
pazität von mindestens 
35 000 t/a, ausgenommen 
sind Anlagen zur aus-
schließlich stofflichen Ver-
wertung oder mechanischen 
Sortierung; 

  

Z 3  a) Anlagen zur Lagerung von 
Alt-Kraftfahrzeugen ein-
schließlich Einrichtungen zum 
Zerteilen mit einer Gesamtla-
gerkapazität von mindestens 
10 000 t; 

b) Anlagen zur Lagerung von 
Eisenschrott und Alteisen mit 
einer Gesamtlagerkapazität 
von mindestens 30 000 t; 

c) Anlagen zur Lagerung von Alt-
Kraftfahrzeugen einschließlich Ein-
richtungen zum Zerteilen in schutz-
würdigen Gebieten der Kategorie C 
mit einer Gesamtlagerkapazität von 
mindestens 5 000 t. 

 Energiewirtschaft   
Z 4 a) Thermische Kraftwerke 

oder andere Feuerungsanla-
gen mit einer Brennstoff-
wärmeleistung von mindes-
tens 200 MW; 

 b) thermische Kraftwerke oder andere 
Feuerungsanlagen in schutzwürdi-
gen Gebieten der Kategorie D mit 
einer Brennstoffwärmeleistung von 
mindestens 100 MW. 

Z 5 Kernkraftwerke oder andere 
Kernreaktoren, sofern sie nicht 
vom Atomsperrgesetz (BGBl. 
Nr. 676/1978) verboten sind, 
einschließlich der Demontage 
oder Stilllegung solcher Kraft-
werke oder Reaktoren; ausge-
nommen sind Reaktoren in 
Forschungseinrichtungen für 
die Herstellung und Bearbei-
tung von spaltbaren und brut-
stoffhaltigen Stoffen, deren 
Höchstleistung 1 kW  thermi-
sche Dauerleistung nicht über-
steigt. 

  

Z 6  a) Anlagen zur Nutzung von 
Windenergie mit einer elektri-
schen Gesamtleistung von 
mindestens 20 MW oder mit 
mindestens 20 Konvertern;  

b) Anlagen zur Nutzung von Wind-
energie in schutzwürdigen Gebieten 
der Kategorie A mit einer elektri-
schen Gesamtleistung von mindes-
tens 10 MW oder mit mindestens 10 
Konvertern.  

 Umgang mit radioaktiven    
Stoffen 

  

Z 7 a) Anlagen zur Herstellung 
oder Anreicherung von 
Kernbrennstoffen oder zur 
Wiederaufbereitung, Aufar-
beitung oder Beseitigung 
von bestrahlten Kernbrenn-
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  UVP    UVP im vereinfachten Verfahren 
 Spalte 1 Spalte 2 Spalte 3 

stoffen; 
 

Z 7 b) Anlagen zur Aufarbeitung 
oder Endlagerung von hoch-
radioaktiven Abfällen; 

c) Anlagen zur Endlagerung 
schwach- und mittelradioak-
tiver Abfälle; 

d) Anlagen mit dem aus-
schließlichen Zweck der für 
mehr als 10 Jahre geplanten 
Lagerung bestrahlter Kern-
brennstoffe oder radioakti-
ver Abfälle an einem ande-
ren als dem Produktionsort 
(ausgenommen Lagerung 
von Abfällen von radioakti-
ven Stoffen natürlichen Ur-
sprungs wie zB Granit). 

 
Berechnungsgrundlage (§ 3a 
Abs. 2) für Änderungen der lit. 
a bis d ist die bescheidmäßig 
genehmigte Produktions- bzw. 
Lagerkapazität. 

  

Z 8  
 

Bau von Teilchenbeschleunigern 
ab 50 MeV. 

 

 Infrastrukturprojekte    
Z 9 a) Neubau von Schnellstra-

ßen 1) oder ihrer Teilab-
schnitte; als Neubau gilt 
auch die Zulegung von zwei 
oder mehr Fahrstreifen auf 
einer durchgehenden Länge 
von mindestens 10 km; 

b) Neubau sonstiger Straßen 
oder ihrer Teilabschnitte mit 
einer durchgehenden Länge 
von mindestens 10 km; als 
Neubau gilt auch die Zule-
gung von zwei oder mehr 
Fahrstreifen; 

c) Errichtung einer zweiten 
Richtungsfahrbahn auf einer 
durchgehenden Länge von 
mindestens 10 km; 

d) Neubau sonstiger Straßen oder 
ihrer Teilabschnitte mit einer 
durchgehenden Länge von 
mindestens 5 km, wenn auf 
der neuen Straße eine durch-
schnittliche tägliche Verkehrs-
belastung (DTV) von mindes-
tens 15 000 Kraftfahrzeugen in 
einem Prognosezeitraum von 
fünf Jahren zu erwarten ist; 

e) Ausbaumaßnahmen sonstiger Art an 
Schnellstraßen oder Neubau sonsti-
ger Straßen oder ihrer Teilabschnit-
te, wenn ein schutzwürdiges Gebiet 
der Kategorien A, B oder D berührt 
wird und eine durchschnittliche täg-
liche Verkehrsbelastung (DTV) von 
mindestens 2 000 Kraftfahrzeugen 
in einem Prognosezeitraum von fünf 
Jahren zu erwarten ist;  

 
ausgenommen ist die Berührung von 
Schutzgebieten ausschließlich durch 
Schutzbauten zur Beseitigung von Ge-
fahrenbereichen oder durch auf Grund 
von Katastrophenfällen, durch die Ni-
veaufreimachung von Eisenbahnkreu-
zungen oder durch Brückenneubauten 
bedingte Umlegungen von bestehenden 
Straßen.  
 
Bei lit. e ist § 3a Abs. 5 nicht anzuwen-
den.  
Von Z 9 sind Bundesstraßen, Forststra-
ßen und Güterwege nicht erfasst. 

                                            
1 Schnellstraßen gemäß den Begriffsbestimmungen des Europäischen Übereinkommens über die Hauptstraßen 

des internationalen Verkehrs vom 15. November 1975. 
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  UVP    UVP im vereinfachten Verfahren 
 Spalte 1 Spalte 2 Spalte 3 
    
    

Z 10 a) Neubau von Eisenbahn-
Fernverkehrsstrecken oder 
ihrer Teilabschnitte; 

b) Neubau von sonstigen Ei-
senbahnstrecken oder ihrer 
Teilabschnitte auf einer 
durchgehenden Länge von 
mindestens 10 km;  

c) Änderung von Eisenbahn-
strecken oder ihrer Teilab-
schnitte auf einer durchge-
henden Länge von mindes-
tens 10 km, sofern die Mitte 
des äußersten Gleises der 
geänderten Trasse von der 
Mitte des äußersten Gleises 
der bestehenden Trasse 
mehr als 100 m entfernt ist; 

 
 

 d) Neubau von Eisenbahnstrecken oder 
ihrer Teilabschnitte auf einer durch-
gehenden Länge von mindestens 
5 km, sofern ein schutzwürdiges 
Gebiet der Kategorien A oder B be-
rührt wird;  

e) Änderung von Eisenbahnstrecken 
oder ihrer Teilabschnitte auf einer 
durchgehenden Länge von mindes-
tens 5 km, wenn die Mitte des    äu-
ßersten Gleises der geänderten Tras-
se von der Mitte des äußersten Glei-
ses der bestehenden Trasse mehr als 
100 m entfernt ist und ein 
schutzwürdiges Gebiet der Katego-
rien A oder B berührt wird;  

 
ausgenommen ist die Berührung von 
Schutzgebieten der Kategorie B aus-
schließlich durch Schutzbauten zur 
Beseitigung von Gefahrenbereichen 
oder durch auf Grund von Katastro-
phenfällen bedingte Umlegungen. 
 
Bei lit. c und e ist § 3a Abs. 5 nicht 
anzuwenden. Von Z 10 sind Hochleis-
tungsstrecken (§ 23b) nicht erfasst. 

Z 11   a) Verschubbahnhöfe mit einer 
Flächeninanspruchnahme 
von mindestens 75 ha;  

b) Frachtenbahnhöfe, Güter-
terminals oder Güterver-
kehrszentren mit einer Flä-
cheninanspruchnahme von 
mindestens 50 ha. 

  

Z 12   a) Neuerschließung von Glet-
scherschigebieten;  

b) Neuerschließung oder Än-
derung (Erweiterung) von 
Schigebieten durch Errich-
tung von Seilförderanlagen 
zur Personenbeförderung 
oder Schleppliften oder Er-
richtung von Pisten, wenn 
damit eine Flächeninan-
spruchnahme mit Gelände-
veränderung durch Pisten-
neubau oder durch Lifttras-
sen von mindestens 20 ha 
verbunden ist;  

 c)   Neuerschließung oder Änderung 
(Erweiterung) von Schigebieten 
durch Errichtung von Seilförderan-
lagen zur Personenbeförderung oder 
Schleppliften oder Errichtung von 
Pisten in schutzwürdigen Gebieten 
der Kategorie A, wenn damit eine 
Flächeninanspruchnahme durch Pis-
tenneubau oder durch Lifttrassen 
von mindestens 10 ha verbunden ist. 
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  UVP    UVP im vereinfachten Verfahren 
 Spalte 1 Spalte 2 Spalte 3 

Z 13   a) Rohrleitungen für den 
Transport von Öl, Erdöl-
produkten, Chemikalien o-
der Gas mit einem Innen-
durchmesser von mindes-
tens 800 mm und einer 
Länge von mindestens 40 
km;  

 
 

 b) Rohrleitungen für den Transport 
von Öl, Erdölprodukten, Chemika-
lien oder Gas in schutzwürdigen 
Gebieten der Kategorie A mit einem 
Innendurchmesser von mindestens 
500 mm und einer Länge von min-
destens 25 km. 

 
Berechnungsgrundlage für Änderungen 
(§ 3a Abs. 2 und 3) der lit. a und b ist 
die Leitungslänge. 

Z 14   a) Neubau von Flugplätzen, 
ausgenommen Segelflugfel-
der und Flugplätze für Hub-
schrauber, die überwiegend 
Rettungseinsätzen, Einsät-
zen der Sicherheitsverwal-
tung, der Erfüllung von 
Aufgaben der Landesvertei-
digung oder der Verkehrs-
überwachung mit Hub-
schraubern dienen;  

b) Neuerrichtung von Pisten 
mit einer Grundlänge von 
mindestens 2 100 m; 

c) Änderungen von Flugplät-
zen durch Neuerrichtung 
oder Verlängerung von Pis-
ten, wenn durch die Neuer-
richtung oder Verlängerung 
die Gesamtpistenlänge um 
mindestens 25% erweitert 
wird;  

d) Änderungen von Flug-
plätzen, wenn dadurch eine 
Erhöhung der Anzahl der 
Flugbewegungen (mit Mo-
torflugzeugen, Motorseglern 
im Motorflug oder Hub-
schraubern) um mindestens 
20 000 pro Jahr oder mehr 
zu erwarten ist. 

 
Von lit. b, c und d ausgenom-
men ist die Errichtung von 
Pisten für Zwecke der Militär-
luftfahrt aus Anlass eines Ein-
satzes des Bundesheeres gemäß 
§ 2 Abs. 1 des Wehrgesetzes 
1990 (WG), BGBl. Nr. 305. 
Von lit. c ausgenommen sind 
weiters Vorhaben, die aus-
schließlich der Erhöhung der 
Flugsicherheit dienen. 
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  UVP    UVP im vereinfachten Verfahren 
 Spalte 1 Spalte 2 Spalte 3 

Z 15   a) Häfen, Kohle- oder Öllän-
den, die Schiffen mit einer 
Tragfähigkeit von mehr als 
1 350 t zugänglich sind;  

b) Neubau von Wasserstraßen, 
die Schiffen mit einer Trag-
fähigkeit von mehr als 
1 350 t zugänglich sind. 

 
Berechnungsgrundlage für 
Änderungen (§ 3a Abs. 2) von 
lit. a ist die bescheidmäßig 
genehmigte Umschlagkapazität. 

  

Z 16   a) Starkstromfreileitungen mit 
einer Nennspannung von 
mindestens 220 kV und ei-
ner Länge von mindestens 
15 km; 

 
 

 b) Starkstromfreileitungen in schutz-
würdigen Gebieten der Kategorien 
A oder B mit einer Nennspannung 
von mindestens 110 kV und einer 
Länge von mindestens 20 km;   

 
Berechnungsgrundlage für Änderungen 
(§ 3a Abs. 2 und 3) von lit. a und b ist 
die Leitungslänge. 

Z 17    a) Freizeit- oder Vergnügungs-
parks 2) mit einer Flächeninan-
spruchnahme von mindestens 
10 ha oder mindestens 
1 500 Stellplätzen für Kraft-
fahrzeuge; 

b) Freizeit- oder Vergnügungsparks 2)  
in schutzwürdigen Gebieten der Ka-
tegorien A oder D mit einer Flä-
cheninanspruchnahme von mindes-
tens 5 ha oder mindestens 750 Stell-
plätzen für Kraftfahrzeuge. 

Z 18    Industrie- oder Gewerbeparks 3) 
mit einer Flächeninanspruchnah-
me von mindestens 50 ha. 

 

Z 19    Einkaufszentren 4) mit einer Flä-
cheninanspruchnahme von mehr 
als 10 ha oder mit mehr als 
1 000 Stellplätzen für Kraftfahr-
zeuge. 

 

                                            
2 Freizeit- oder Vergnügungsparks sind dauernde Einrichtungen zur Unterhaltung einer großen Anzahl von 

Besuchern, gleichgültig, ob sie in einer Zusammenfassung verschiedener Stände, Buden und Spiele bestehen 
(klassische Vergnügungsparks mit Ringelspielen, Hochschaubahnen, Schießbuden udgl.) oder unter ein be-
stimmtes Thema gestellt sind. Erfasst sind insbesondere auch multifunktionale, einem umfassenden Bedürfnis 
nach Freizeitbeschäftigung dienende Einrichtungskomplexe, die Sport-, Gastronomie- und sonstige Dienstleis-
tungseinrichtungen umfassen und die eine funktionelle Einheit bilden. Zur Berechnung der Flächeninan-
spruchnahme ist die gesamte Fläche heranzuziehen, die mit dem Vorhaben in einem funktionellen Zusammen-
hang steht, insbesondere die überdachte Nutzfläche und die Flächen für Kfz-Parkplätze oder Parkgaragen. 

3 Industrie- oder Gewerbeparks sind Flächen, die von einem Errichter und Betreiber zum Zweck der gemeinsa-
men industriellen oder gewerblichen Nutzung durch mehrere Betriebe aufgeschlossen und mit der dafür not-
wendigen Infrastruktur ausgestattet werden, die in einem räumlichen Naheverhältnis stehen und eine betriebs-
organisatorische oder funktionelle Einheit bilden. 

4 Einkaufszentren sind Gebäude und Gebäudekomplexe mit Verkaufs- und Ausstellungsräumen von Handels- 
und Gewerbebetrieben samt den damit in Zusammenhang stehenden Dienstleistungs- und Freizeiteinrichtun-
gen, die in einem räumlichen Naheverhältnis stehen und eine betriebsorganisatorische oder funktionelle Ein-
heit bilden. Zur Berechnung der Flächeninanspruchnahme ist die gesamte Fläche heranzuziehen, die mit dem 
Vorhaben in einem funktionellen Zusammenhang steht, insbesondere die überdachte Nutzfläche und die Flä-
chen für Kfz-Parkplätze oder Parkgaragen. 
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  UVP    UVP im vereinfachten Verfahren 
 Spalte 1 Spalte 2 Spalte 3 

Z 20    a) Beherbergungsbetriebe, wie 
Hotels oder Feriendörfer, samt 
Nebeneinrichtungen mit einer 
Bettenzahl von mindestens 
500 Betten oder einer Flächen-
inanspruchnahme von mindes-
tens 5 ha, außerhalb geschlos-
sener Siedlungsgebiete; 

b) Beherbergungsbetriebe, wie Hotels 
oder Feriendörfer, samt Nebenein-
richtungen in schutzwürdigen Ge-
bieten der Kategorien A oder B mit 
einer Bettenzahl von mindestens 
250 Betten oder einer Flächeninan-
spruchnahme von mindestens 2,5 
ha, außerhalb geschlossener Sied-
lungsgebiete. 

Z 21    a) Öffentlich zugängliche Park-
plätze oder Parkgaragen für 
Kraftfahrzeuge mit mehr als 
1 500 Stellplätzen für Kraft-
fahrzeuge;  

b) öffentlich zugängliche Parkplätze 
oder Parkgaragen für Kraftfahrzeu-
ge in schutzwürdigen Gebieten der 
Kategorie A, B oder D mit mehr als 
750 Stellplätzen für Kraftfahrzeuge. 

Z 22    a) Jachthäfen (einschließlich 
Bojenfelder) mit mindestens 
300 Liegeplätzen für Sport-
boote;  

b) Jachthäfen (einschließlich Bojenfel-
der) in schutzwürdigen Gebieten der 
Kategorie A mit mindestens 150 
Liegeplätzen für Sportboote.  

Z 23    a) Campingplätze außerhalb 
geschlossener Siedlungsgebie-
te mit mindestens 500 Stell-
plätzen;  

b) Campingplätze in schutzwürdigen 
Gebieten der Kategorie A mit min-
destens 250 Stellplätzen, außerhalb 
geschlossener Siedlungsgebiete.  

Z 24    Ständige Freiluftanlagen für Mo-
torsportveranstaltungen ab 2 km 
Länge. 

 

 Bergbau    
Z 25 a) Entnahme von minerali-

schen Rohstoffen im Tag-
bau (Lockergestein, Festge-
stein im Trichterabbau mit 
Sturzschacht, plattenförmi-
ge Festgesteinsvorkommen) 
oder Torfgewinnung mit ei-
ner Fläche 5) von mindes-
tens 20 ha;  

b) Erweiterungen einer Ent-
nahme von mineralischen 
Rohstoffen im Tagbau (Lo-
ckergestein, Festgestein im 
Trichterabbau mit Sturz-
schacht, plattenförmige 
Festgesteinsvorkommen) 

 

 c) Entnahme von mineralischen Roh-
stoffen im Tagbau (Lockergestein, 
Festgestein im Trichterabbau mit 
Sturzschacht, plattenförmige Fest-
gesteinsvorkommen) oder Torfge-
winnung in schutzwürdigen Gebie-
ten der Kategorie A oder in oder 
nahe Siedlungsgebieten 6) mit einer 
Fläche 5) von mindestens 10 ha; 

d) Erweiterungen einer Entnahme von 
mineralischen Rohstoffen im Tag-
bau (Lockergestein, Festgestein im 
Trichterabbau mit Sturzschacht, 
plattenförmige Festgesteinsvor-
kommen) oder  einer Torfgewin-
nung in schutzwürdigen Gebieten 

 
Z 25   oder einer Torfgewinnung,  der Kategorie A oder in oder nahe 

                                            
5 Bei Entnahmen von mineralischen Rohstoffen im Tagbau sind zur Berechnung der Fläche die in den Lageplä-

nen gemäß § 80 Abs. 2 Z 8 bzw. 113 Abs. 2 Z 1 MinroG (BGBl. I Nr. 38/1999) bekannt zu gebenden Auf-
schluss- und Abbauabschnitte heranzuziehen.  

6 Als Nahebereich eines Siedlungsgebietes gilt ein Umkreis von 300 m um das Vorhaben, in dem Grundstücke 
wie folgt festgelegt oder ausgewiesen sind:  
1. Bauland, in dem Wohnbauten errichtet werden dürfen (ausgenommen Einzelgehöfte oder Einzelbauten), 
2. erweitertes Wohngebiet: das sind Bauhoffnungsgebiete und Flächen für die künftige Errichtung von 

Wohnhäusern, Appartementhäusern, Ferienhäusern, Wochenendhäusern und Wochenendsiedlungen, Gar-
ten- und Kleingartensiedlungen,  

3. Gebiete für Kinderbetreuungseinrichtungen, Kinderspielplätze, Schulen oder ähnliche Einrichtungen, 
Krankenhäuser, Kuranstalten, Seniorenheime, Friedhöfe, Kirchen und gleichwertige Einrichtungen aner-
kannter Religionsgemeinschaften, Parkanlagen, Campingplätze und Freibeckenbäder. 
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wenn die Fläche 5) der in den 
letzten 10 Jahren bestehen-
den oder genehmigten Ab-
baue und der beantragten 
Erweiterung mindestens 
20 ha und die zusätzliche 
Flächeninanspruchnahme 5) 
mindestens 5 ha beträgt;  

Siedlungsgebieten 6), wenn die Flä-
che5) der in den letzten 10 Jahren 
bestehenden oder genehmigten Ab-
baue und der beantragten Erweite-
rung mindestens 10 ha und die zu-
sätzliche Flächeninanspruchnah-
me 5) mindestens 2,5 ha beträgt; 

 
ausgenommen von Z 25 sind die unter 
den Z 37 und 38 erfassten Tätigkeiten.  

Z 26   a) Entnahme von minerali-
schen Rohstoffen im Tag-
bau (Festgestein) mit einer 
Fläche 5) von mindestens 10 
ha;  

b) Erweiterungen einer Ent-
nahme von mineralischen 
Rohstoffen im Tagbau 
(Festgestein), wenn die Flä-
che 5) der in den letzten 
10 Jahren bestehenden oder 
genehmigten Abbaue und 
der beantragten Erweiterung 
mindestens 13 ha und die 
zusätzliche Flächeninan-
spruchnahme 5) mindes-
tens 3 ha beträgt;  

 

 c) Entnahme von mineralischen Roh-
stoffen im Tagbau (Festgestein) in 
schutzwürdigen Gebieten der Kate-
gorie A oder in oder nahe Sied-
lungsgebieten 6) mit einer Fläche 5) 
von mindestens 5 ha; 

d) Erweiterungen einer Entnahme von 
mineralischen Rohstoffen im Tag-
bau (Festgestein) in schutzwürdigen 
Gebieten der Kategorie A oder in 
oder nahe Siedlungsgebieten 6), 
wenn die Fläche 5) der in den letzten 
10 Jahren bestehenden oder geneh-
migten Abbaue und der beantragten 
Erweiterung mindestens 7,5 ha und 
die zusätzliche 
Flächeninanspruchnahme 5) 
mindestens 1,5 ha beträgt. 

Z 27   a) Untertagebau mit einer 
Flächeninanspruchnahme 
für zusammenhängende   

 obertägige Anlagen und Be-
triebseinrichtungen von 
mindestens 10 ha;  

 b) Untertagebau in schutzwürdigen 
Gebieten der Kategorie A mit einer 
Flächeninanspruchnahme für zu-
sammenhängende obertägige Anla-
gen und Betriebseinrichtungen von 
mindestens 5 ha. 

Z 28     Neuerrichtung von Anlagen für Tief-
bohrungen ab 1 000 m Teufe in schutz-
würdigen Gebieten der Kategorie A; 
ausgenommen sind Probe- und Erkun-
dungsbohrungen, Bohrlochbergbau auf 
Salz sowie die unter  Z 29 und 33 er-
fassten Tätigkeiten. 

Z 29   a) Förderung von Erdöl oder 
Erdgas mit einer Kapazität 
von mindestens 500 t/d pro 
Sonde bei Erdöl und von 
mindestens 500 000 m³/d 
pro Sonde bei Erdgas;  

b) Gewinnungsstationen des 
Kohlenwasserstoffbergbaus 
mit einer Verarbeitungska-
pazität von mindestens 
2 000 t/d bei Erdöl und von 
mindestens 2 000 000 m³/d 
bei Erdgas; 

  

 c) Förderung von Erdöl oder Erdgas in 
schutzwürdigen Gebieten der Kate-
gorie A mit einer Kapazität von 
mindestens 250 t/d pro Sonde bei 
Erdöl und von mindestens 
250 000 m³/d pro Sonde bei Erdgas; 

d) Gewinnungsstationen des Kohlen-
wasserstoffbergbaus in schutzwür-
digen Gebieten der Kategorie A mit 
einer Verarbeitungskapazität von 
mindestens 750 t/d bei Erdöl und 
von mindestens 1 000 000m³/d bei 
Erdgas.  

(Mengen bzw. Volumenangaben bei 
atmosphärischem Druck). 
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 Wasserwirtschaft    

Z 30   Wasserkraftanlagen (Talsper-
ren, Flussstaue, Ausleitungen) 
mit einer Engpassleistung von 
mindestens 15 MW sowie 
Kraftwerke in Kraftwerksket-
ten 7) ab 2 MW. 

  

Z 31   a) Stauwerke und sonstige An-
lagen zur Zurückhaltung oder 
dauerhaften Speicherung von 
Wasser, in denen über 
10 000 000 m3 Wasser neu 
oder zusätzlich zurückgehal-
ten oder gespeichert werden; 

b) Stauwerke und sonstige Anlagen 
zur Zurückhaltung oder dauerhaf-
ten Speicherung von Wasser in 
schutzwürdigen Gebieten der Ka-
tegorie A mit einer Speicherkapazi-
tät von mindestens 2 000 000 m3. 

Z 32   a) Grundwasserentnahme- oder 
künstliche Grundwasseranrei-
cherungsprojekte mit einem 
jährlichen Entnahme- oder 
Anreicherungsvolumen von 
mindestens 10 000 000 m3; 

b) andere Grundwasserentnah-
meprojekte 8), wenn im Jah-
resmittel mehr als 90% des 
ersten Grundwasserhorizontes 
des im langjährigen Mittel 
sich neubildenden Grundwas-
serdargebotes des von der 
Entnahme betroffenen Ein-
zugsgebietes beansprucht 
werden sollen; 

c) andere künstliche Grundwas-
seranreicherungsprojekte 9), 
wenn im Jahresmittel mehr 
als 90% des ersten Grund-
wasserhorizontes des im lang-
jährigen Mittel sich neubil-
denden Grundwasserdargebo-
tes im Abströmbereich dotiert 
werden sollen. 

 

Z 33    Neuerrichtung von Anlagen für Tief-
bohrungen im Zusammenhang mit der 
Wasserversorgung ab 1 000 m Teufe in 
schutzwürdigen Gebieten der Katego-
rien A oder C; ausgenommen sind Pro-
be- und Erkundungsbohrungen. 

Z 34    Wasserfernleitungen mit einer Länge 
von mindestens 100 km in schutzwür-
digen Gebieten der Kategorie C. 

                                            
7 Unter einer Kraftwerkskette ist eine Aneinanderreihung von zwei oder mehreren Stauhaltungen zur Nutzung 

der Wasserkraft ohne dazwischenliegende freie Fließstrecke, berechnet auf Basis der Ausbauwassermenge, 
von zumindest 2 km Länge zu verstehen. 

8 Die Berechnung hat unabhängig davon zu erfolgen, aus welchem Horizont das Grundwasser entnommen wer-
den soll. 

9 Die Berechnung hat unabhängig davon zu erfolgen, welcher Horizont mit Grundwasser dotiert werden soll. 
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Z 35   Anlagen zur Bodenentwässerung 
mit einer Fläche von mindestens 
300 ha. 

. 

Z 36   Anlagen zur Bodenbewässerung 
mit einer jährlichen Bewässe-
rungsfläche von mindestens 
2 500 ha. 

 

Z 37    Gewinnung von Mineralien durch Bag-
gerung in einem Fluss in schutzwürdi-
gen Gebieten der Kategorie A mit einer 
Entnahmemenge von mehr als insge-
samt 400 000 m3 oder mehr als 
100 000 m3/a, ausgenommen flussbau-
liche Erhaltungsmaßnahmen an diesem 
Fluss. 

Z 38  a) Nassbaggerungen mit einer 
Flächeninanspruchnahme 
(für die Baggerung und die 
Transportwege) von mehr 
als 25 ha;  

 b) Nassbaggerungen in schutzwürdi-
gen Gebieten der Kategorien A  

 oder C oder in oder nahe Sied-
lungsgebieten 6) mit einer Flächen-
inanspruchnahme (für die Bagge-
rung und die Transportwege) von 
mehr als 10 ha. 

Z 39  a) Bauvorhaben zur Umlei-
tung von Wasserressourcen 
von einem Flusseinzugsge-
biet in ein anderes, wenn 
durch die Umleitung Was-
sermangel verhindert wer-
den soll und mehr als 
100 000 000 m3/a an Was-
ser umgeleitet werden; 

 
b) andere Bauvorhaben zur 

Umleitung von Wasserres-
sourcen von einem Fluss-
einzugsgebiet in ein ande-
res, wenn der langjährige 
durchschnittliche Wasser-
durchfluss des Flussein-
zugsgebiets, dem Wasser 
entnommen wird, 
2 000 000 000 m3/a über-
steigt und mehr als 5 % 
dieses Durchflusses umge-
leitet werden;  

 c)    Bauvorhaben zur Umleitung von 
Wasserressourcen von einem 
Flusseinzugsgebiet in ein anderes 
in schutzwürdigen Gebieten der 
Kategorie A, wenn durch die Um-
leitung Wassermangel verhindert 
werden soll und mehr als 
25 000 000 m3/a an Wasser umge-
leitet werden;  

 
von Z 39 ausgenommen sind Bauvor-
haben zur Umleitung von Wasserres-
sourcen zur Trinkwasserversorgung. 
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Z 40   a) Abwasserreinigungsanlagen 
mit einem Bemessungswert 
von mindestens 150 000 Ein-
wohnerwerten 10); 

b) Abwasserreinigungsanlagen in 
schutzwürdigen Gebieten der Ka-
tegorien A oder C mit einem Be-
messungswert von mehr als 
100 000 Einwohnerwerten 10), 
wenn die Bemessungswassermenge 
der Abwasserreinigungsanlage 
größer ist als Q95% des Vorfluters 
an der Einleitungsstelle. 

Z 41   Anlegung oder Verlegung von 
Fließgewässern mit einem mittle-
ren Durchfluss (MQ) von mehr als 
1 m³/s auf einer Baulänge von 
mindestens 3 km; 
 
ausgenommen sind Maßnahmen 
zur Verbesserung der ökologi-
schen Funktionsfähigkeit der 
Gewässer (Renaturierungen). 

 

Z 42   Schutz- und Regulierungsbauten 
mit einer Baulänge von mehr als 
3 km an Fließgewässern mit ei-
nem mittleren Durchfluss (MQ) 
von mehr als 5 m³/s; 
 
ausgenommen sind Maßnahmen 
zur Verbesserung der ökologi-
schen Funktionsfähigkeit der 
Gewässer (Renaturierungen). 

 

 Land- und Forstwirtschaft   
Z 43   a) Anlagen zum Halten oder zur 

Aufzucht von Tieren ab fol-
gender Größe: 

48 000 Legehennen-, Junghen   
            nen- oder  Truthüh 
            nerplätze 
65 000 Mastgeflügelplätze  
2 500 Mastschweineplätze 
   700 Sauenplätze; 

 

b) Anlagen zum Halten oder zur Auf-
zucht von Tieren in schutzwürdigen 
Gebieten der Kategorie C oder in 
bzw. nahe Siedlungsgebieten 11) ab 
folgender Größe: 

40 000 Legehennen-, Junghennen- oder  
            Truthühnerplätze 
42 500 Mastgeflügelplätze  
  1 400 Mastschweineplätze 
     450 Sauenplätze; 
 
betreffend lit. a und b gilt: bei gemisch-
ten Beständen werden die Prozentsätze 
der jeweils erreichten Platzzahlen ad-
diert, ab einer Summe von 100 % ist 
eine UVP bzw. eine Einzelfallprüfung 
durchzuführen; Bestände bis 5 % der 
Platzzahlen bleiben unberücksichtigt. 

                                            
10 Definition Einwohnerwert (EW) gemäß Art. 2 Pkt. 6 der Richtlinie des Rates 91/271/EWG: 1 EW entspricht 

der organisch-biologisch abbaubaren Belastung mit einem biochemischen Sauerstoffbedarf in 5 Tagen [BSB5] 
von 60g Sauerstoff pro Tag.  

11 siehe Fußnote 6 
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Z 44   a) Intensive Fischzucht 12) mit 
einer Produktionskapazität von 
mindestens 300 t/a; 

b) intensive Fischzucht 12) in schutz-
würdigen Gebieten der Kategorie A 
mit einer Produktionskapazität von 
mindestens 150 t/a. 

Z 45   a) Umwandlung von Ödland 13) 
oder naturnahen Flächen für 
Zwecke der  intensiven Land-
wirtschaftsnutzung 14) mit ei-
ner Fläche von mindestens 
70 ha; 

 
 

b) Umwandlung von Ödland 13) der 
naturnahen Flächen für Zwecke der 
intensiven Landwirtschaftsnut-
zung 14) in schutzwürdigen Gebieten 
der Kategorie A mit einer Fläche 
von mindestens 35 ha; 

 
sofern für Vorhaben dieser Ziffer nicht 
das Flurverfassungs-Grundsatzgesetz 
1951 gilt. 

Z 46  a) Rodungen auf einer Fläche 
von mindestens 20 ha; 

b) Erweiterungen von Rodungen, 
wenn das Gesamtausmaß der 
in den letzten 10 Jahren ge-
nehmigten Flächen 15) und der 
beantragten Erweiterung min-
destens 20 ha und die zusätzli-
che Flächeninanspruchnahme 
mindestens 5 ha beträgt;  

c) Erstaufforstungen mit nicht stand-
ortgerechten Holzarten in schutz-
würdigen Gebieten der Kategorie A 
auf einer Fläche von mindestens 
15 ha; 

d) Erweiterungen von Erstaufforstun-
gen mit nicht standortgerechten 
Holzarten in schutzwürdigen Gebie-
ten der Kategorie A, wenn das Ge-
samtausmaß der in den letzten 10 
Jahren genehmigten Flächen und 
der beantragten Erweiterung min-
destens 15 ha und die zusätzliche 
Flächeninanspruchnahme mindes-
tens 3,5 ha beträgt; 

e) Rodungen in schutzwürdigen Ge-
bieten der Kategorie A auf einer 
Fläche von mindestens 10 ha; 

f) Erweiterungen von Rodungen in 
schutzwürdigen Gebieten der Kate-
gorie A, wenn das Gesamtausmaß 
der in den letzten 10 Jahren geneh-
migten Flächen 15) und der bean-
tragten Erweiterung mindestens 10 
ha und die zusätzliche Flächeninan-
spruchnahme mindestens 2,5 ha be-
trägt; 

                                            
12 Unter intensiver Fischzucht sind Fischhaltungen zu verstehen, bei denen durch Maßnahmen wie kohlenhyd-

rat-   
    reiche Beifütterung, Belüftung oder Begasung oder durch Wasseraufbereitung die Fischproduktion erhöht  
    wird. 
13 Unter Ödland ist ein offenes, nicht unter Kultur genommenes Land zu verstehen, das wegen seiner ungünsti-

gen  
    ökologischen Verhältnisse land- und forstwirtschaftlich nicht genutzt wird, das aber durch Kultivierung und  
    Melioration einer ökonomischen Nutzung zugeführt werden könnte. 
14 Unter intensiver Landwirtschaftsnutzung ist eine Form der Landwirtschaft mit hohem Einsatz von  
    Produktionsmitteln je Flächeneinheit (dh. meist hohem Düngemitteleinsatz, relativ großem Aufwand an  
    synthetisch hergestellten Pflanzenschutz-, Pflanzenbehandlungs- und Unkrautbekämpfungsmitteln und  
    intensiven künstlichen Bewässerungsmethoden) zu verstehen. 
15 Flächen, auf denen eine Rodungsbewilligung (§ 18 Abs. 1 lit. a ForstG) zum Antragszeitpunkt erloschen ist,  
    sowie Flächen, für die Ersatzaufforstungen gemäß § 18 Abs. 2 ForstG vorgeschrieben wurden, sind nicht ein 
    zurechnen. 
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sofern für Vorhaben dieser Ziffer nicht 

Z 46   das Flurverfassungs-Grundsatzgesetz 
1951 oder das Grundsatzgesetz 1951 
über die Behandlung der Wald- und 
Weidenutzungsrechte gilt. 

 Sonstige Anlagen   
Z 47  a) Neuerrichtung von integrierten 

chemischen Werken, dh. An-
lagen zur industriellen Herstel-
lung von Stoffen durch chemi-
sche Umwandlung 16), die 
mindestens mit einer weiteren 
derartigen Anlage in einem 
Verbund in funktioneller Hin-
sicht 17) stehen; 

b) Erweiterung eines integrierten 
chemischen Werkes durch 
Neuerrichtung von Anlagen 
zur industriellen Herstellung 
von Stoffen durch chemische 
Umwandlung 16), die mit ei-
nem bestehenden integrierten 
chemischen Werk in einem 
Verbund in funktioneller Hin-
sicht 17) stehen 18). 

 

Z 48  Anlagen zur Herstellung von 
oganischen Grundchemikalien 
durch chemische Umwandlung, 
insbesondere 
– zur Herstellung von einfachen 

Kohlenwasserstoffen (lineare 
oder ringförmige, gesättigte 
oder ungesättigte, aliphatische 
oder aromatische), 

– zur Herstellung von 
sauerstoffhaltigen Kohlen- 
wasserstoffen, wie Alkohole, 
Aldehyde, Ketone, Carbon-

 

                                            
16 Hier sind Anlagen gemeint, die stabile chemische Zwischen- oder Endprodukte (insbesondere marktfähige  
    Produkte) herstellen. 
17 Unter Verbund in funktioneller Hinsicht ist zu verstehen, dass der Output einer Anlage als Input einer weite-

ren  
    Anlage dient (unabhängig von der Art der Beförderung zwischen den Anlagen). Infrastrukturleitungen sowie  
    ein Rohstoff- oder Reststoffverbund stellen keinen Verbund in funktioneller Hinsicht dar. Als Rohstoffe gel-

ten  
    typischerweise Erdöl (zB Naphtha), Erdgas, Erze, Luft, Mineralien, Kohle. Chemische Grundstoffe (zB Am- 
    moniak, Schwefelsäure, Ethylen) gelten nicht als Rohstoffe, dh. Anlagen, die chemische Grundstoffe herstel- 
    len, sind bei der Prüfung des Verbundes in funktioneller Hinsicht zu berücksichtigen. 
    Als Reststoffe gelten Stoffe, deren Herstellung nicht primärer Zweck der Anlage ist, die jedoch 
verfahrenstech- 
    nisch bedingt (zB durch unvollständige Umsetzung) anfallen. 
18 Sonstige Änderungen innerhalb eines integrierten chemischen Werkes, dh. Kapazitätserweiterungen von 
    Einzelanlagen innerhalb eines integrierten chemischen Werkes, sind durch die Tatbestände der Z 48 bis 57 
    erfasst. 
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tate, Ether, Peroxide, Epoxide, 
– zur Herstellung schwefelhalti-

ger Kohlenwasserstoffe, 
 

Z 48  – zur Herstellung stickstoffhalti-
ger Kohlenwasserstoffe, insbe-
sondere Amine, Amide, Nitro-
se-, Nitro- oder Nitratverbin-
dungen, Nitrile, Cyanate, Iso-
cyanate, 

– zur Herstellung phosphorhalti-
ger Kohlenwasserstoffe, 

– zur Herstellung halogenhaltiger 
Kohlenwasserstoffe, 

– zur Herstellung von Tensiden, 
– zur Herstellung von metall-

organischen Verbindungen, 
– zur Herstellung von anderen 

organischen Grundchemikalien 
mit mehr als einem Hetero-
atomtyp, 

mit einer Produktionskapazität 
von mehr als 150 000 t/a 19). 

 

Z 49  Anlagen zur Herstellung von 
anorganischen Grundchemikalien 
durch chemische Umwandlung, 
insbesondere  
– zur Herstellung von Gasen, wie 

Ammoniak, Chlor und Chlor-
wasserstoff, Fluor und Fluor-
wasserstoff, Kohlenstoffoxiden, 
Schwefelverbindungen, Stick-
stoffoxiden, Wasserstoff, 
Schwefeldioxid, Phosgen, 

– zur Herstellung von Säuren, 
wie Chromsäure, Flusssäure, 
Phosphorsäure, Salpetersäure, 
Salzsäure, Schwefelsäure, O-
leum, schwefelige Säure, 

– zur Herstellung von Basen wie 
Ammoniumhydroxid, 

– zur Herstellung von Was-
serstoffperoxid, 

– mittels Chlor-Alkali-
Elektrolyse, 

– zur Herstellung von Salzen, wie 
Ammoniumchlorid, Kaliumch-
lorat, Kaliumkarbonat, Natri-
umkarbonat, Perborat, Silber-
nitrat, 

– zur Herstellung von Nichtme-
tallen oder Metalloxiden,  

 

                                            
19 Die Produktionskapazitäten dieser Ziffer sind jeweils auf die in den Unterpunkten genannten Stoffgruppen zu 

beziehen, dh. die Produktionskapazitäten von Chemikalien ein und derselben Stoffgruppe sind zu addieren 
(zB sauerstoffhaltige Kohlenwasserstoffe). 
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mit einer Produktionskapazität 
von mehr als 150 000 t/a 19). 
 
 

Z 50  a) Anlagen zur Herstellung von 
Wirkstoffen für Pflanzen-
schutzmittel oder Biozide mit 
einer Produktionskapazität von 
mehr als  5 000 t/a; 

b) Anlagen, in denen Pflanzen-
schutzmittel oder Biozide oder 
ihre Wirkstoffe gemahlen oder 
maschinell gemischt, abge-
packt oder umgefüllt werden, 
mit einer Produktionskapazität 
von mehr als 10 000 t/a. 

 

Z 51  Anlagen zur Herstellung von 
Wirkstoffen für Arzneimittel unter 
Verwendung eines chemischen 
oder biologischen Verfahrens mit 
einer Produktionskapazität von 
mehr als 5 000 t/a. 

 

Z 52  Anlagen zur Herstellung von 
organischen Feinchemikalien 
durch chemische Umwandlung, 
insbesondere  
– zur Herstellung von aromati-

schen Verbindungen, 
– zur Herstellung von organi-

schen Farbmitteln, 
– zur Herstellung von Duftstof-

fen, 
– zur Herstellung von Polymer- 

und Beschichtungsstoff-
Additiven, 

soweit nicht durch Z 57 erfasst, 
mit einer Produktionskapazität 
von mehr als 50 000 t/a. 

 

Z 53  Anlagen zur Herstellung von 
anorganischen Feinchemikalien 
durch chemische Umwandlung, 
insbesondere  
– zur Herstellung von Kalzium-

karbid, Silizium, Siliziumkarbid 
oder Pigmenten, 

soweit nicht durch Z 57 erfasst, 
mit einer Produktionskapazität 
von mehr als 50 000 t/a. 

 

Z 54  Anlagen zur Herstellung von 
phosphor-, stickstoff- oder kali-
umhaltigen Düngemitteln (Ein-
nährstoff- oder Mehrstoffdünger) 
mit einer Produktionskapazität 
von mehr als 150 000 t/a. 

 

Z 55  Anlagen zur Herstellung von 
Polymeren (Kunststoffen, Kunst-
harzen, Chemiefasern) oder zur 
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Herstellung von synthetischen 
Kautschuken oder Elastomeren 
mit einer Produktionskapazität 
von mehr als 150 000 t/a. 

Z 56  Anlagen zur Herstellung von 
Biotreibstoffen durch chemische 
Umwandlung mit einer Produkti-
onskapazität von mehr als 
100 000 t/a. 

 

Z 57  a) Anlagen zur Herstellung orga-
nischer oder anorganischer  
Feinchemikalien in Mehr-
zweck- oder Mehrproduktean-
lagen 20) mit einer Produkti-
onskapazität von mehr als 
15 000 t/a;  

b) Anlagen zur Herstellung von 
Wirkstoffen für Arzneimittel, 
Pflanzenschutzmittel oder Bi-
ozide in Mehrzweck- oder 
Mehrprodukteanlagen 20) mit 
einer Produktionskapazität von 
mehr als 5 000 t/a. 

 

Z 58  Anlagen zur industriellen Herstel-
lung, Bearbeitung, Verarbeitung, 
Wiedergewinnung oder Vernich-
tung von Explosivstoffen. 

 

Z 59  a) Neuerrichtung von Anlagen 
für Arbeiten (beabsichtigte 
Verwendung gemäß § 1 Abs. 3 
VbA, BGBl. II Nr. 237/1998) 
mit biologischen Arbeitsstof-
fen der Risikogruppen 3 oder 
4 (§ 40 Abs. 4 Z 3 und 4 
ASchG, BGBl. Nr. 450/1994), 
die für Produktionszwecke be-
stimmt sind  und ein Arbeits-
volumen von mehr als 10 l 
aufweisen;  

b) Neuerrichtung von Anlagen 
für Arbeiten mit gentechnisch 
veränderten Mikroorganismen 
ab der Sicherheitsstufe 3 (§ 5 
Z 2 GTG, BGBl. Nr. 
510/1994) in großem Maßstab 
(§ 4 Z 11 GTG, BGBl. Nr. 
510/1994). 

 

                                            
20 Hier sind jene Mehrzweck- bzw. Mehrprodukteanlagen erfasst, die Feinchemikalien bzw. Arzneimittel, Biozi-

de oder Pflanzenschutzmittel herstellen. Die Produktionskapazitäten sind auf Einzelanlagen zu beziehen. 
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Z 60  a) Anlagen zur Herstellung von 
Zellstoff, Zellulose oder Holz-
stoff, ausgenommen Holz-
schliff; 

b) Anlagen zur Herstellung von 
Holzschliff mit einer Produk-
tionskapazität von mehr als 
100 000 t/a.  

 

 
 
 
 

   

Z 61  a) Anlagen zur Herstellung von 
Papier, Pappe oder Karton mit 
einer Produktionskapazität von 
mehr als 72 000 t/a;  

b) sonstige Anlagen zur Verar-
beitung von Zellstoff oder Zel-
lulose mit einer Produktions-
kapazität von mehr als 
100 000 t/a. 

 

Z 62  Anlagen zur Vorbehandlung wie 
Bleichen, Waschen, Mercerisieren 
oder zum Färben von Fasern oder 
Textilien mit einer Verarbeitungs-
kapazität von mehr als 20 000 t/a. 

 

Z 63  a) Anlagen zum Gerben von 
Tierhäuten oder Tierfellen mit 
einer Verarbeitungskapazität 
von mehr als 20 000 t/a;  

b) Anlagen zum Gerben von Tierhäu-
ten oder Tierfellen in oder nahe 
Siedlungsgebieten 21) mit einer Ver-
arbeitungskapazität von mehr als 
10 000 t/a.  

Z 64  a) Neuerrichtung von integrierten 
Hüttenwerken zur Herstellung 
von Roheisen oder Rohstahl; 

b) Anlagen zum Rösten und 
Sintern von Erzen; 

c) Anlagen zur Herstellung von 
Roheisen oder Rohstahl mit 
einer Produktionskapazität von 
mehr als 500 000 t/a; 

d) Anlagen zur Verarbeitung von 
Eisenmetallen (Warmwalzen, 
Schmieden mit Hämmern) mit 
einer Produktionskapazität von 
mehr als 500 000 t/a; 

e) Anlagen zur Herstellung von Rohei-
sen oder Rohstahl in schutzwürdi-
gen Gebieten der Kategorie D mit 
einer Produktionskapazität von 
mehr als 250 000 t/a. 

 
 

Z 65  Anlagen zur Gewinnung von 
Nichteisenrohmetallen aus Erzen, 
Konzentraten oder sekundären 
Rohstoffen durch metallurgische, 
chemische oder elektrolytische 
Verfahren. 

 

Z 66  a) Eisenmetallgießereien mit 
einer Produktionskapazität von 
mehr als 100 000 t/a;  

 

c) Eisenmetallgießereien in schutz-
würdigen Gebieten der Kategorie D 
mit einer Produktionskapazität von 
mehr als 50 000 t/a; 

                                            
21 siehe Fußnote 6. 
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Z 66  b) Nichteisenmetallgießereien 
oder Anlagen zum Schmelzen 
von Nichteisenmetallen ein-
schließlich Legierungen, dar-
unter auch Wiedergewin-
nungsprodukte (Raffination) 
mit einer Produktionskapazität 
von mehr als 50 000 t/a;  

d) Nichteisenmetallgießereien oder 
Anlagen zum Schmelzen von Nicht-
eisenmetallen einschließlich Legie-
rungen, darunter auch Wiederge-
winnungsprodukte (Raffination) in 
schutzwürdigen Gebieten der Kate-
gorie D mit einer Produktionskapa-
zität von mehr als 25 000 t/a. 

Z 67  Anlagen zur Oberflächenbehand-
lung von Metallen oder Kunststof-
fen durch ein elektrolytisches oder 
chemisches Verfahren mit einem 
Jahresverbrauch von mehr als 
3 000 t an Beschichtungsstoffen, 
im Fall der Aufbringung von 
schmelzflüssigen metallischen 
Schutzschichten auf Metallober-
flächen mit einem Jahres-
verbrauch von mehr als 15 000 t 
an Beschichtungsstoffen. 

 

Z 68  a) Anlagen zu Bau und Montage 
von Kraftfahrzeugen mit einer 
Produktionskapazität von 
mehr als 200 000 Stück/a; 

b) Anlagen zum Bau von Kfz-
Motoren mit einer Produkti-
onskapazität von mehr als 
600 000 Stück/a.  

 

Z 69  Schiffswerften mit einer Slipanla-
ge von mehr als 150 m Länge.  

 

Z 70  Anlagen für den Bau und die 
Instandsetzung von Luftfahrzeu-
gen mit einer Schubkraft von 
mehr als 100 kN.  
Berechnungsgrundlage (§ 3a 
Abs. 3) für Änderungen ist die 
bescheidmäßig genehmigte Anla-
genfläche in Hektar.  

 

Z 71  Anlagen für den Bau von schie-
nengebundenen Fahrzeugen mit 
einer Produktionskapazität von 
mehr als 200 Stück/a für den 
Eisenbahnbetrieb oder mehr als 
400 Stück/a für den Straßenbahn-
betrieb. 

 

Z 72  Anlagen mit mehr als 60 Prüf-
ständen für Motoren, Turbinen 
oder Reaktoren, ausgenommen 
Kaltprüfstände. 

 

Z 73  Anlagen zur Sprengverformung 
oder zum Plattieren mit Spreng-
stoffen bei einem Einsatz von 
10 kg Sprengstoff oder mehr je 
Schuss. 
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Z 74  a) Anlagen zur Herstellung von 
Zementklinker oder Zementen 
mit einer Produktionskapazität 
von mehr als 300 000 t/a; 

b) Anlagen zur Herstellung von Ze-
mentklinker oder Zementen in 
schutzwürdigen Gebieten der Kate-
gorie D mit einer Produktionskapa-
zität von mehr als 150 000 t/a. 

Z 75  Anlagen zur Gewinnung, Be- und 
Verarbeitung von Asbest und 
Asbesterzeugnissen, bei der As-
bestzementherstellung mit einer 
Produktionskapazität von mehr als 
10 000 t Fertigprodukten/a, bei 
Reibungsbelägen mit einer Pro-
duktionskapazität von mehr als 
10 t Fertigerzeugnissen/a, bei 
anderen Verwendungen mit einem 
Einsatz von mehr als 50 t/a.  

 

Z 76  a) Anlagen zur Herstellung von 
Glas oder Glasfasern mit einer 
Produktionskapazität von 
mehr als 200 000 t/a; 

b) Anlagen zur Herstellung von Glas 
oder Glasfasern in schutzwürdigen 
Gebieten der Kategorie D mit einer 
Produktionskapazität von mehr als 
100 000 t/a.   

Z 77  a) Anlagen zum Schmelzen mi-
neralischer Stoffe einschließ-
lich Anlagen zur Herstellung 
von Mineralfasern mit einer 
Produktionskapazität von 
mehr als 200 000 t/a; 

b) Anlagen zum Schmelzen minerali-
scher Stoffe einschließlich Anlagen 
zur Herstellung von Mineralfasern 
in schutzwürdigen Gebieten der Ka-
tegorie D mit einer Produktionska-
pazität von mehr als 100 000 t/a.   

Z 78  a) Anlagen zur Herstellung von 
keramischen Erzeugnissen 
durch Brennen, insbesondere 
von Dachziegeln, Ziegelstei-
nen, feuerfesten Steinen, Flie-
sen, Steinzeug oder Porzellan 
mit einer Produktionskapazität 
von mehr als 300 000 t/a; 

b) Anlagen zur Herstellung von kera-
mischen Erzeugnissen durch Bren-
nen, insbesondere von Dachziegeln, 
Ziegelsteinen, feuerfesten Steinen, 
Fliesen, Steinzeug oder Porzellan, 
in schutzwürdigen Gebieten der Ka-
tegorie D mit einer Produktionska-
pazität von mehr als 150 000 t/a.  

Z 79  Raffinerien für Erdöl (ausgenom-
men Anlagen, die ausschließlich 
Schmierstoffe herstellen).                   
Berechnungsgrundlage für Ände-
rungen (§ 3a Abs. 3) ist die Ver-
arbeitungskapazität an Rohöl in 
Tonnen. 

 

Z 80  a) Anlagen zur Lagerung von 
Erdöl, petrochemischen oder 
chemischen Erzeugnissen mit 
einer Gesamt-lagerkapazität 
von mehr als 200 000 t;  

b) Anlagen zur Lagerung von 
Erdgas oder brennbaren Gasen 
in Behältern mit einer Gesamt-
lagerkapazität  von mehr als 
200 000 m³ (bezogen auf 0 °C, 
1,013 hPa); 

 

Z 80  c) Oberirdische Lagerung von 
festen fossilen Brennstoffen 
mit einer Gesamtlagerkapazität 
von mehr als 500 000 t. 
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Z 81  a) Anlagen zur Brikettierung von 
Stein- und Braunkohle mit ei-
ner Kapazität von mehr als 
250 000 t/a;  

b) Anlagen zur Vergasung und 
Verflüssigung von täglich 
mehr als 500 t Kohle oder bi-
tuminösem Schiefer; 

c) Anlagen zur Trockendestillati-
on von täglich mehr als 500 t 
Kohle. 

 

Z 82  Anlagen zur Beseitigung oder 
Verwertung von Tierkörpern oder 
tierischen Abfällen. 

 

Z 83  a) Anlagen zur Herstellung von 
Fetten oder Ölen aus tierischen 
Rohstoffen mit einer Produkti-
onskapazität von mehr als 
75 000 t/a;  

b) Anlagen zur Herstellung von 
Fetten oder Ölen aus pflanzli-
chen Rohstoffen mit einer 
Produktionskapazität von 
mehr als 150 000 t/a; 

c) Anlagen zur Herstellung von 
Fischmehl oder Fischöl mit ei-
ner Produktionskapazität von 
mehr als 10 000 t/a. 

 

Z 84  Anlagen zur Herstellung von 
Konserven (einschließlich Tierfut-
ter) sowie von Tiefkühlerzeugnis-
sen aus pflanzlichen oder tieri-
schen Rohstoffen mit einer Pro-
duktionskapazität von mehr als 
100 000 t/a. 

 

Z 85  Anlagen zur Behandlung oder 
Verarbeitung von Milch mit einer 
Verarbeitungskapazität von mehr 
als 2,5 Mio. hl/a.   

 

Z 86  a) Brauereien mit einer Produk-
tionskapazität von mehr als 
100 000 t/a;   

b) Mälzereien mit einer Produk-
tionskapazität von mehr als 
100 000 t/a.  

 

Z 87  a) Anlagen zur Herstellung von 
Süßwaren oder Sirup mit einer 
Produktionskapazität von 
mehr als 100 000 t/a;  

b) Anlagen zur industriellen 
Herstellung von Stärke mit ei-
ner Produktionskapazität von 
mehr als 150 000 t/a; 

c) Anlagen zur Herstellung oder 
Raffination von Zucker mit ei-
ner Produktionskapazität von 
mehr als 200 000 t/a. 
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Z 88  Anlagen zum Schlachten von 
Tieren und Bearbeiten von Fleisch 
mit einer Schlachtkapazität (Tier-
körper) von mehr als 40 000 t/a.  

 

 
 
 
 
 
 

ANHANG 2 
 
Einteilung der schutzwürdigen Gebiete in folgende Kategorien:  
 

Kategorie schutzwürdiges 
Gebiet 

Anwendungsbereich 

A besonderes Schutz-
gebiet  

nach der RL 79/409/EWG des Rates über die Erhaltung der wild lebenden Vogelar-
ten (Vogelschutzrichtlinie), ABl. Nr. L 103/1, zuletzt geändert durch die Richtlinie 
94/24/EG des Rates vom 8. Juni 1994, ABl. Nr. L 164/9, sowie nach der Richtlinie 
92/43/EWG des Rates zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wild 
lebenden Tiere und Pflanzen (Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie), ABl. Nr. L 206/7, in 
der Liste der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung nach Artikel 4 Abs. 2 dieser 
Richtlinie genannte  Schutzgebiete; Bannwälder gemäß § 27 ForstG;  
bestimmte nach landesrechtlichen Vorschriften als Nationalpark 1) oder durch Ver-
waltungsakt ausgewiesene, genau abgegrenzte Gebiete im Bereich des Naturschutzes 
oder durch Verordnung ausgewiesene, gleichartige kleinräumige Schutzgebiete oder 
ausgewiesene einzigartige Naturgebilde  

B Alpinregion Untergrenze der Alpinregion ist die Grenze des geschlossenen Baumbewuchses, dh. 
der Beginn der Kampfzone des Waldes (siehe § 2 ForstG 1975) 

C Wasserschutz- und 
Schongebiet 

Wasserschutz- und Schongebiete gemäß  §§ 34, 35 und 37 WRG 1959 

D belastetes Gebiet 
(Luft)  

gemäß § 3 Abs. 8 festgelegte Gebiete  

 
 

                                            
1 Gebiete, die wegen ihrer charakteristischen Geländeformen oder ihrer Tier- und Pflanzenwelt überregionale 

Bedeutung haben. 
 


